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erleichtert. Sie haben in einer lan-
gen Nachtsitzung den Entwurf ei-
ner Satzung der „Gewerkschaft
der Polizeibeamten“ fertiggestellt.

Nur wenige Stunden später, mor-
gens um 9.00 Uhr, trifft man sich
im Haus des noch jungen Deut-
schen Gewerkschaftsbundes, dem
Besenbinderhof an der Großen Al-
lee, wieder: die Vertreter der
Polizeibeamtenverbände von
Nordrhein-Westfalen, Niedersach-
sen, Schleswig-Holstein und Ham-
burg; ebenfalls dabei sind Vertre-
ter des „Verbandes der Polizeian-
gehörigen“ aus Berlin, die aber
nicht Beamte, sondern Angestellte
und Arbeiter im Polizeidienst sind.

Der unterschiedliche Status –
aus den Ländern der britischen
Besatzungszone nur Beamte, aus
Berlin Angestellte und Arbeiter –
hat seinen Grund. Die britische
Militärregierung gestattet eine
Berufsvertretung bei der Polizei
ausschließlich für Beamte, wäh-
rend in Berlin es umgekehrt kei-
nen Beamtenstatus gibt, also Poli-
zisten Angestellte sind.

Die Delegierten im Besenbin-
derhof machen das Klügste da-
raus. Sie gründen eine Gewerk-
schaft, die gleichermaßen Beam-
ten, Angestellten und Arbeitern im
Polizeidienst eine gewerkschaftli-
che Heimat bietet, und nennen das
Ganze folgerichtig „Gewerkschaft
der Polizei“. Dies hat zugleich den
gewichtigen Vorteil, sich nicht nur
Gewerkschaft zu nennen, sondern
auch eine zu sein. Der Begriff setzt
nämlich voraus, dass gewerk-
schaftliche Forderungen nötigen-
falls auch mit den Mitteln des Ar-
beitskampfes durchgesetzt wer-
den können, und das geht allein
mit den Angestellten und Arbei-

1950
Genau dreizehn Zeilen ist der

Hamburger Morgenpost in ihrer
Freitag-Ausgabe am 15. Septem-
ber 1950 die Meldung wert: Unter
der Überschrift „Polizei-Gewerk-
schaft“ wird berichtet, dass sich
am 14. September 1950 im Ham-
burger Gewerkschaftshaus die
„Gewerkschaft der Polizeibeam-
ten“ gegründet hat: die Geburts-
stunde der GdP auf Bundesebene.

Der 14. September 1950 – das ist
ein Donnerstag. In der Geschäfts-
stelle des Polizeiverbandes Groß-
Hamburg e. V. sind einige Polizis-
ten reichlich übermüdet, aber auch

Die hier vorgestellte 50-jährige Geschichte der GdP er-
hebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, schon gar nicht
auf die Wissenschaftlichkeit eines Historikers. Es ist eine
durchaus subjektiv geprägte Auswahl des Autors von Ereig-
nissen, die die GdP-Geschichte mit der Entwicklung der
Bundesrepublik verbinden, wobei natürlich ein besonderes
Augenmerk Ereignissen im Zusammenhang mit der inneren
Sicherheit gilt.

Fünfzig Jahre Gewerkschaft der Polizei

Von Wolfgang Dicke

50 JAHRE GdP

Mensch im Mittelpunkt
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tern im öffentlichen Dienst. Den
Beamten steht das Mittel des
Streiks nicht zur Verfügung.

Die Versammlung benennt vor-
läufige Vorstandsmitglieder, die
ihr Amt bis zum ersten Kongress
wahrnehmen sollen. Vorsitzender
wird der 59-jährige Wuppertaler
Polizeidirektor Fritz Schulte.

Zu dieser Zeit hat ein Polizei-
meister schon Führungsfunkti-
onen auf der Wache. Ein Polizei-
direktor gar ist ein unvorstellbar
„hohes Tier“. Und so einer wird
Gewerkschaftsvorsitzender?

Der Grund liegt in seiner per-
sönlichen Vita. Fritz Schulte, seit
1919 Polizist, engagiert sich nach
dem Ersten Weltkrieg in dem ge-
rade gegründeten „Verband Preu-
ßischer Polizeibeamter“; 1933 wird
er als überzeugter Gewerkschaf-
ter aus dem Polizeidienst entlas-
sen und muss den Weg ins Kon-
zentrationslager antreten. Er über-
lebt und tritt nach Ende des Zwei-
ten Weltkrieges 1945 wieder in
den Polizeidienst ein.

Er tut genau das, was er schon
einmal getan hatte: Er engagiert
sich für den Aufbau einer gewerk-
schaftlichen Organisation. Die
Gründung des „Bundes der Poli-
zeibeamten in Nordrhein-Westfa-
len“ im Juli 1949 ist ganz wesent-
lich sein Werk.

Die Gründung der Gewerk-
schaft der Polizei ist im Grunde
nichts anderes als die Zusammen-
fassung der Polizeibeamten-
verbände der britischen Zone und
West-Berlins. Aus den Verbänden
werden die Landesbezirke der
GdP, und alles in allem zählt die
GdP im Herbst 1950 42.000 Mit-
glieder. Eines ist klar: Man will
sich nicht auf die britische Zone
und West-Berlin beschränken,
sondern strebt eine Ausdehnung
auf das ganze Bundesgebiet an.

Am selben Tag, als im Besenbin-
derhof die Delegierten aus Nordrhein-
Westfalen, Niedersachsen, Schles-
wig-Holstein, Hamburg und West-Ber-
lin zusammensitzen, um die GdP zu
gründen, steht die Hamburger Poli-
zei in einem schwierigen Einsatz. Am
Sievekingplatz vertreibt ein großes
Polizeiaufgebot „Zusammenrottun-
gen“ (so die Hamburger Morgenpost)
von Anhängern des kommunistischen
Jugendverbandes FDJ. Acht Personen
werden festgenommen, u. a. wegen
versuchter Gefangenenbefreiung. Sie
werden dem „Hohen britischen Ge-
richt“ zugeführt.

In Bonn kritisiert die SPD-Bundes-
tagsfraktion in einer Anfrage an die
Bundesregierung, dass die Zucker-
versorgung im Bundesgebiet „zusam-
mengebrochen ist, während gleichzei-
tig Zucker zu Schwarzmarktpreisen
überall angeboten wird“.

Ein Polizeihauptwachtmeister
mit zehnjähriger Dienstzeit, 32
Jahre, verheiratet, zwei Kinder,
hat im Sommer 1950 Brutto-
monatsbezüge von 305,50 DM.
Sein Kollege im Angestelltenver-
hältnis nach Vergütungsgruppe
VIII erhält unter vergleichbaren
persönlichen Voraussetzungen
306,50 DM. Zur gleichen Zeit
muss man für die Miete in einer
Neubauwohnung von ca. 70 qm
im sozialen Wohnungsbau 56 DM
bezahlen. Ein bitteres Wort
macht unter den Polizeigewerk-
schaftern die Runde: Sollen wir
den neuen Staat groß hungern?

Der Autor
Wolfgang Dicke (57) ist der

dritte Geschäftsführer seit
Gründung der GdP auf Bundes-
ebene. Erster Geschäftsführer
war Klaus Hübner von 1953
bis 1969, als er zum Polizei-
präsidenten in Berlin gewählt
wurde; dieses Amt hatte er
bis 1987 inne. Sein Nachfol-
ger als Geschäftsführer war
Friedel Gniesmer aus Nieder-
sachsen, der das Amt von
1969 bis 1985 bekleidete.
Kollege Gniesmer starb im
Februar 1999 im Alter von
77 Jahren. Wolfgang Dicke,
gelernter Tageszeitungs-
redakteur, kam nach einer
informatorischen Beschäfti-
gung bei der Polizei NW 1969
als Pressereferent zum GdP-

Landesbezirk NRW, ehe ihn
der damalige Bundesvorsitzen-
de Werner Kuhlmann 1971
zur Bundespressestelle holte.
1986 wurde Kollege Dicke in
die Leitung des Büros Vorsit-
zender und der Bundes-
geschäftsstelle berufen.

Fritz Schulte, GdP-Vorsitzender von
1950 bis 1955.
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Zum Vergleich: Der Wochenlohn
eines Industriearbeiters liegt bei
55 DM brutto.

Überhaupt rumort es unter Arbeit-
nehmern. In Hessen sprechen sich
über 90 Prozent der Metallarbeiter

für einen Lohnstreik
aus; umgekehr t
droht die Geschäfts-
führung der Hen-
schel-Werke in Kas-
sel, bei einem
Streik sämtliche
Werke stillzulegen
und die gesamte
Belegschaft zu ent-
lassen. In Düssel-
dorf einigt man sich
auf Tariferhöhungen
von durchschnittlich
zwölf Prozent für die
Arbeitnehmer der
Bekleidungsindu-
strie.

Die erste Volks-
zählung nach der
Gründung der Bun-
desrepublik vom
13. September
1950 belegt, dass
fünf Jahre nach
Kriegsende noch
2,17 Millionen.
Menschen in Notun-
terkünften außer-
halb von Häusern
leben; über zwölf
Millionen Bürger
wohnen zur Unter-
miete.

Die erste größere gewerk-
schaftspolitische Initiative widmet
die junge GdP am 27. Oktober
1950 der Polizeiverstärkung, vor-
nehmlich im Einzeldienst. Darüber
hinaus müssten – so die GdP – Ein-
satzreserven in Form von Polizei-
bereitschaften geschaffen werden,
doch dürfe die Bezeichnung „Po-
lizei“ nicht als Deckname für die
Aufstellung halbmilitärischer Ver-
bände dienen. Die Aufgaben der
Bereitschaftspolizei dürften nur
polizeilicher Natur sein.

Die Weltpolitik ist bestimmt durch
den Korea-Krieg. Das wirkt sich bis
nach Europa aus. Ebenfalls am
14. September 1950 tagen in New
York die Außenminister der Atlantik-
pakt-Staaten. Thema: die Wiederbe-
waffnung Deutschlands. Der hollän-
dische Außenminister Dirk Stikker
erklärt, die Niederlande hielten eine
Bewaffnung der deutschen Bundes-
republik für notwendig, da die Deut-
schen einen Anteil an der allgemei-
nen Last der westeuropäischen Ver-
teidigung übernehmen müssten.
Auch der kanadische Außenminister
Lester Pearson ist für die Wiederauf-
rüstung der Bundesrepublik, da die
Sowjetzone bereits wieder bewaffnet
sei.

Am selben Tag wendet sich der
Deutsche Bundestag an die Verein-
ten Nationen, um gegen die vier Wo-

50 JAHRE GdP

Ein geschichtliches Dokument,
die Niederschrift über die Grün-
dung der Gewerkschaft der Polizei
im September 1950 in Hamburg.

In der Düsseldorfer Rheinhalle
protestieren 1950 Kollegen
gegen ihre unerträgliche wirt-
schaftliche Lage.
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chen später in der Sowjetzone geplan-
ten Wahlen zu protestieren; sie wer-
den als „ungesetzlich und nach de-
mokratischem Recht null und nichtig“
bezeichnet. Die Art ihrer Durchfüh-
rung – so zitiert Die Welt aus der Re-
gierungserklärung von Bundeskanz-
ler Dr. Konrad Adenauer – stehe zu
der so pathetisch verkündeten Ver-
fassung der so genannten Deutschen
Demokratischen Republik in schrei-
endem Widerspruch.

Was geschah noch? Im ersten
Fußballländerspiel nach dem Zweiten
Weltkrieg schlägt die Nationalelf der
Bundesrepublik am 22. November
1950 im Stuttgarter Neckarstadion
die Mannschaft der Schweiz durch ein
Elfmetertor von Verteidiger Herbert
Burdenski (Werder Bremen) mit 1:0.

1951
Die GdP wächst: Aus dem „Ver-

band der Polizeiangehörigen von
Rheinland-Pfalz“ wird der Landes-
bezirk Rheinland-Pfalz der GdP,
und am 25. August 1951 wird der
Landesbezirk Hessen gegründet.

Letzteres ist im Grunde eine
Trotzreaktion. Die hessischen Kol-
legen beschließen auf einer Ver-
sammlung am 1. Juni 1951 in

Frankfurt a. M., alle Polizeibe-
diensteten in der Bundesrepublik
und West-Berlin in einer selbst-
ständigen Polizeigewerkschaft als
„17. Säule im DGB“ zusammenzu-
führen. Der ÖTV-Hauptvorstand
in Stuttgart lehnt dies rundheraus
ab. So bleibt den Hessen kein an-
derer Weg, als sich als Landesbe-
zirk der GdP anzuschließen.

Das Thema des Beitritts zum
DGB beherrscht den ersten Dele-
giertenkongress am 11. und 12.
September 1951 auf dem Ritter-
sturz in Koblenz. In einer Ent-
schließung wird der Gewerk-

schaftsvorstand beauftragt, sich
mit allem Nachdruck um die Auf-
nahme der GdP in den DGB zu
bemühen. Der DGB-Bundesvor-
stand legt daraufhin dem 2. DGB-
Bundeskongress 1952 einen An-
trag zur Satzungsänderung vor,
um die Aufnahme der GdP zu er-
möglichen. Die ÖTV wehrt sich
und setzt letztlich ihrerseits eine
Satzungsänderung durch, die die
Aufnahme der GdP in den DGB
vom Einverständnis der ÖTV ab-
hängig macht. Um es gleich vor-
weg zu nehmen: So bleibt es trotz
wiederholter Anstrengungen der
GdP bis 1978. Erst dann gibt die
ÖTV ihren Widerstand auf und

macht den Weg zum Beitritt der
GdP zum DGB
frei.

Der 1. GdP-
Bundeskongress
beschließt aber
noch mehr. Zur
Information der
Mitglieder soll
die Zeitschrift
D E U T S C H E
POLIZEI mo-
natlich erschei-
nen; als prakti-
sche Hilfe für
den allgemei-
nen Polizei-

dienst wird die Herausgabe
des Polizeikalenders beschlossen,
für die Kollegen der Kriminalpoli-

Schutzhund-Ausbildung bei der
Polizei 1951.

Zusammenarbeit von Schutz- und
Kriminalpolizei Ende der 40er Jahre
bei der gemeinsamen Spurensuche
an einem Tatort.

Die Polizei wird mobil, hier eine Motorradstreife Ende der 50er Jahre.
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zei kommt das „Taschenbuch für
Kriminalisten“ heraus.

Der Kongress verabschiedet
eine Resolution zu einem Thema,
dessen Kern – die leistungsgerech-
te Bezahlung – sich wie ein Dau-
erbrenner durch die gesamte ge-
werkschaftliche Geschichte zieht:
„Neuordnung des Besoldungs-
wesens auf der Grundlage der ge-
stiegenen Lebenshaltungskosten
unter Berücksichtigung der von
der Polizei geforderten Dienstlei-
stungen“.

Ebenfalls von bleibender Aktua-
lität ist die Begründung zu einer
Forderung, die Besonderheiten des
Polizeidienstes in beamtenrechtli-
chen Regelungen zu würdigen. In
dieser heute etwas gestelzt klingen-
den Begründung heißt es: „An den
Polizeibeamten – und zwar gerade
an den Streifenbeamten auf der
Straße – werden auch bezüglich sei-
ner geistigen Reaktionsfähigkeit,
seiner Entschlussfähigkeit und Ein-
satzfreudigkeit besondere Anforde-
rungen gestellt. Der Polizeibeamte
auf der Straße muss häufig in Se-
kundenschnelle Entscheidungen
treffen, wobei er weder seinen Vor-
gesetzten fragen, noch ein Gesetz-

buch nachschla-
gen kann. Die Ge-
fahr, dass er selbst
dabei un-vorsätz-
lich Gesetze ver-
letzt (Freiheitsbe-
raubung, Körper-
verletzung pp.), ist
größer, als es auf
den ersten Blick
den Anschein
hat.“

Dieser Be-
schreibung der
eigenverantwort-
lichen Tätigkeit
des Polizeibeam-
ten entspricht der
Entwurf einheitli-
cher Lauf-
bahnvorschriften,

die der Kongress verabschiedet.
Hier wird der Grundstein für die
Einheitslaufbahn bei der Polizei
gelegt, also die Möglichkeit, bei
Erfüllung der jeweiligen laufbahn-
rechtlichen Prüfungen vom An-
wärter bis in die höchsten Ämter
des Polizeivollzugsdienstes aufzu-
steigen.

Was heute als Kuriosum er-
scheint, ist 1951 völlig normaler
Sprachgebrauch: Es gibt nicht nur
„Beamte“, es gibt auch „Ober-
beamte“. So heißen zu jener Zeit
Beamte des gehobenen Dienstes.

Auf dem Hintergrund des poli-
tischen Klimas beim andauernden
Korea-Krieg beschließt der Bun-
destag am 16. März 1951 das Ge-
setz über den Bundesgrenzschutz
und die Einrichtung von Bundes-
grenzschutzbehörden. Der BGS
dieser Zeit ist ein paramilitärischer
Verband, gegen den die GdP die
Bereitschaftspolizei als rein poli-
zeiliche Einrichtung abzugrenzen
versucht. Die Grundausbildung
bei der Bereitschaftspolizei, obli-
gatorisch für jeden angehenden
Polizisten, umfasst – völlig normal
– die Ausbildung am MG 42 und
am Granatwerfer.

Mit Gesetz vom 8. März 1951
wird das Bundeskriminalamt ein-
gerichtet, die einzige „echte“ po-

lizeiliche Institution des Bundes,
wie die GdP mit einem Seitenhieb
auf den paramilitärischen BGS
feststellt.

Im Frühjahr 1951 erlebt die noch
junge Bundesrepublik nach einem
anfänglichen wir tschaftlichen Auf-
schwung ihre erste Wirtschaftskrise
mit über 2 Millionen Arbeitslosen. Ei-
ner der Gründe hier für ist die viel zu
geringe Kaufkraft der Arbeitnehmer
auf dem Inlandsmarkt. Zugleich be-
lastet die Unterstützung für Arbeits-
lose, Flüchtlinge, Vertriebene und
Kriegsopfer den Staatshaushalt er-
heblich.

Fragen von Besoldung und Ver-
sorgung regeln sich noch nach
dem Reichsbesoldungsgesetz vom
16. Dezember 1927 einschließlich
der Gehaltskürzungen aus den
Zeiten Brünings aus den Jahren
1930 und 1931. Die letzte Brü-
ningsche Gehaltskürzung ist seit
dem 1. Oktober 1950 weggefallen.

Am 6. Dezember 1951 wird das
„Gesetz zur Änderung und Ergän-
zung des Besoldungsrechts“ ver-
abschiedet, das zum 1. April 1952
den Beamten eine nichtruhe-
gehaltfähige Zulage in Höhe von

50 JAHRE GdP

Geschlossene Einheiten werden
wieder aufgebaut, hier 1951 in
Düsseldorf.

„Die Sünderin“ Hildegard Knef -
1953 Anlass für den Aufstand der
Sittenwächter.
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15 v. H. des Grundgehalts ge-
währt.

Wie groß die wirtschaftliche Not
bei den Polizeibeschäftigten in ei-
nigen Ländern ist, beweist sich in
Schleswig-Holstein. Dort beschäf-
tigt sich 1951 die Landesversamm-
lung der GdP u. a. mit der „Brenn-
stoff- und Kartoffelbeschaffung für
die Kollegen“.

Die Bundesrepublik Deutschland
schließt am 18. April 1951 in Paris

zusammen mit Belgien, Frankreich,
Italien, Luxemburg und den Nieder-
landen den Montan-Union-Vertrag. So
entsteht die „Europäische Gemein-
schaft für Kohle und Stahl“, die Keim-
zelle für die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft und schließlich die Eu-
ropäische Union.

Es ist die Umsetzung einer Idee,
die der französische Außenminister
Robert Schuman in seiner Rede vom
9. Mai 1950 formuliert hat: in einem
pragmatischen Prozess wir tschaftli-
cher Zusammenarbeit Frieden, Frei-
heit und Wohlstand in ganz Europa
dauerhaft zu sichern.

Zur Montan-Union passt, dass der
Bundestag am 10. April 1951 das
Gesetz über die Montan-Mitbestim-
mung im Bergbau und der Eisen- und
Stahlindustrie beschließt.

Das Blaulicht an Polizeifahr-
zeugen dreht sich in diesen frühen
fünfziger Jah-
ren noch nicht:
Die Verord-
nung zur Ände-
rung der Stra-
ßenverkehrs-
zulassungsord-
nung vom 25.
November 1951
schreibt im Pa-
ragrafen   52
Abs. 3 vor: „Zu-
s ä t z l i c h e r
Scheinwerfer
für blaues Licht
(Kennschein-
werfer)“.

Was geschah
noch? Gleich zu
J ah r esbeg i nn
1951 erschüttert
ein Skandal die
Bundesrepublik. Am 18. Januar wird
der Film „Die Sünderin“ uraufgeführt.
In einer kurzen Szene ist die Haupt-
darstellerin Hildegard Knef nackt zu
sehen. Kirchenver treter empören
sich: Der Film zersetze die „sittlichen
Begriffe unseres christlichen Volkes“.
Dazu passt, dass der Deutsche Bun-
destag am Jahresende, am 4. Dezem-

ber 1951, das Gesetz zum Schutz der
Jugend in der Öffentlichkeit verab-
schiedet.

1952
Zum 1. Januar 1952 erscheint

die erste bundesweite Ausgabe
der GdP-Zeitschrift DEUTSCHE
POLIZEI.

Ab 1. April 1952 erhöht sich
das Monatsgehalt des schon
einmal als Beispiel erwähnten
Polizeihauptwachtmeisters unter
Berücksichtigung von Frau und
zwei Kindern auf 346,50 DM,
also etwa 40 DM monatlich mehr
als 1950. Der vergleichbare
Angestellte erhält nunmehr
368,70 DM gegenüber 306,50
DM im Jahr 1950. Gleichzeitig ist
die Miete für die Neubauwoh-

nung von 56 DM auf 63 DM
monatlich gestiegen.

Einen beispielhaften Schritt
vorwärts schafft der GdP-
Landesbezirk Berlin. Er überzeugt
die Mitglieder des Berliner
Abgeordnetenhauses davon,
dass die Polizisten gegenüber
der allgemeinen inneren Verwal-

Frauen bei der uniformierten
Polizei gibt‘s in einigen Ländern
schon seit dem Wiederaufbau der
Polizei, aber nur in Sonderfunk-
tionen. Erst 1980 wird der allge-
meine Dienst bei der Schutzpoli-
zei für Frauen geöffnet.

Heute ein nostalgisches Bild: Mitte der 50er Jahre
regelt  ein  Verkehrsposten für ein Dreirad den Verkehr.
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tung ein höheres Maß an Verant-
wortung zu tragen haben.
Ergebnis: Die Polizeibeamten
des mittleren Dienstes mit den
Amtsbezeichnungen Polizei-
hauptwachtmeister, Polizeimeis-
ter und Polizeiobermeister (bei
der Kriminalpolizei die Kriminal-

assistenten, -sekretäre und
-obersekretäre) werden um je
eine Besoldungsgruppe gehoben.
Falls hier das Amt des Haupt-
meisters vermisst wird: Dies gibt
es 1952 noch nicht, der Ober-
meister ist Spitzenamt des
mittleren Dienstes und für
Führungsfunktionen auf der
Polizeiwache vorgesehen. Der
Berliner Erfolg wird zum Vorbild
für den Kampf, den die GdP in
den übrigen Ländern führt. Die
GdP verlangt schlicht die Abkehr
vom noch geltenden Reichs-
besoldungsgesetz und die
Schaffung eines neuen Besol-
dungsrechts.

Der Arbeitskreis II der Innenmi-
nister und -senatoren der Länder
(das sind die Leiter der Polizeiab-
teilungen der Innenministerien)
berät vom 16. bis 18. Juni 1952 die
Frage der Polizeibesoldung. Die-
ser Arbeitskreis folgt der GdP-For-
derung und empfiehlt die generel-

le Höhergruppierung des mittleren
Polizeivollzugsdienstes sowie die
steuerfreie Gewährung einer
Polizeizulage auf den einheitli-
chen Satz von 30 DM.

Ein wichtiges Thema für die
GdP in mehreren Landesbezirken:
die Verstaatlichung der Polizei.

Gemeint ist
damit, das von
den Alliierten
nach Kriegs-
ende ange-
ordnete bunte
Nebeneinan-
der von kom-
munaler und
Landespolizei,
die wiederum
unterteilt in
Polizei und
Gendarmerie,
zu beenden;
die GdP will
s ta t tdessen
eine einheitli-

che Landespolizei. In Essen setzt
sich der GdP-Landesbezirk NRW
mit einer für damalige Verhältnis-
se riesigen Demonstrati-
on mit 6000 Teilnehmern
durch. NRW-Minister-
präsident Dr. Meyers
gibt nach; Ergebnis:
Zum 1. Oktober 1953
wird die Polizei NRW
verstaatlicht, die Grund-
gehälter werden noch-
mals um 20 Prozent (!)
erhöht.

Erfolg auch in Berlin:
Seit dem 1. Dezember
1952 sind dort Polizisten
wieder Beamte und
nicht mehr Angestellte.

Was geschah noch? Am
24. Juni 1952 ändert sich
die Welt für Medien und Öf-
fentlichkeit: Zum ersten Mal erscheint
die BILD-Zeitung, an jedem Kiosk für
10 Pfennig zu haben. Schlagzeile: „Ist
Churchill zu alt?“ – ein Bericht über
die angebliche Unzufriedenheit der
Engländer mit ihrem Premier.

Am 2. Weihnachtstag 1952 be-

ginnt das Fernseh-Zeitalter: Zum er-
sten Mal wird die Tagesschau ausge-
strahlt.

1953
Am 2. Delegiertenkongress am

24. und 25. Februar 1953 in Bad
Honnef nehmen erstmals auch De-
legierte des Landesbezirks Baden-
Württemberg teil, der sich ein Jahr
zuvor gegründet hatte.

Ausführlich beschäftigt sich der
Kongress mit dem Verhältnis der
Polizei zum Staat, zur Bevölkerung
und zur Regierung. Die Diktion
der entsprechenden Entschlie-
ßung klingt heute reichlich ge-
schwollen, der grundlegende Ge-
danke ist gleichwohl von bleiben-
der Aktualität:

„Die Polizei darf nicht nur ein
Vollzugsorgan der Regierung sein.
Ihre Bediensteten müssen als
gleichberechtigte Staatsbürger aus
dem Volke kommen, im Volk ste-
hen und lebendigen Anteil am Ge-
schehen im Volksleben nehmen ...“

Zum 1. Mai 1953 gründet sich
der GdP-Landesbezirk Bayern,

50 JAHRE GdP

17. Juni 1953 in Berlin: Demon-
stranten werfen mit Steinen nach
russischen Panzern.

Bundeskanzler Konrad Adenauer
erreicht 1955 in Verhandlungen
mit dem sowjetischen Minister-
präsidenten Bulganin in Moskau
die Freilassung der deutschen
Kriegsgefangenen.
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und am 1. Oktober 1953 über-
nimmt Klaus Hübner aus Berlin die
Geschäftsführung der GdP-
Bundesgeschäftsstelle in Düssel-
dorf-Benrath.

Das politisch bedeutsamste Da-
tum des Jahres 1953 ist der 17. Juni:
In über 270 Städten und Gemeinden
der DDR brechen Unruhen aus, an
denen sich schließlich rund 300.000
Arbeiter beteiligen. Aus dem Protest
der Bauarbeiter gegen die Erhöhung
der Arbeitsnormen entstehen politi-
sche Forderungen, vor allem nach
freien Wahlen. Noch am Abend des-

selben Tages haben bewaffnete Kräf-
te der DDR und der Sowjetunion die
Unruhen gewaltsam beendet.

Was geschah noch? Das Bundes-
verfassungsgericht erklär t am 18.
Dezember 1953 die im Grundgesetz
verankerte Gleichberechtigung von
Mann und Frau für rechtens und for-
dert vom Gesetzgeber Änderungen
am Ehe- und Scheidungsrecht, um
noch vorhandene Diskriminierungen
der Frau zu streichen. In einer
Benimmfibel aus dieser Zeit heißt es:
„Im Lokal – Der Herr erhält die Spei-
sekarte und schlägt der Dame eini-
ge Gerichte vor, unter denen sie dann
wählen kann.“ Von wegen selber aus-
suchen!

1954
Erstaunlich, wie gleichbleibend

aktuell selbst aus heutiger Sicht
die Slogans der GdP-Kongresse
gewesen sind. Der Delegierten-
kongress im April 1954 in Köln
steht unter dem Motto „Staatliche
Ordnung und persönliche Frei-
heit“. Hierzu passt, dass sich die
Delegierten intensiv mit dem The-
ma der Mitbestimmung beschäfti-
gen, weil man abkehren will von
den Obrigkeitsvorstellungen, die
immer noch den Geist des Dienst-
rechts bestimmen. Der Kongress
greift in seinen Vorstellungen über
ein modernes Personalvertre-
tungsrecht sehr weit in die Zu-
kunft: weitgehende Mitbestim-
mungsrechte. Reaktion konserva-
tiver Politikkreise: Das bedeute die
„Bolschewisierung der Verwal-
tung“.

Die GdP legt im Herbst 1954
eine „Denkschrift zu einer Be-
soldungsreform“ vor. Wichtigster
Punkt: die Höhergruppierung des
Polizeidienstes. Die Denkschrift ist
nicht nur das Ergebnis zweijähri-
ger Arbeit der GdP-Besoldungs-
kommission, um zu bundesweit
einheitlichen Forderungen zu

kommen – sie ist auch eine Reak-
tion auf einen ordentlichen Schritt
vorwärts, der in Nordrhein-West-

falen erreicht wird. Dort reduziert
das Landesbesoldungsgesetz (die
Zuständigkeit für die Besoldung
liegt zu jener Zeit nicht beim Bund,
sondern bei jedem Land selbst) die
Zahl der Besoldungsgruppen und
erhöht den Wohngeldzuschuss.
Bundesfinanzminister Dr. Julius
Schäffer reagiert erbost. Der Erfin-
der des „Julius-Turms“ – das ist
der Sparstrumpf der Bundesregie-
rung – hält offenbar den NRW-Vor-
stoß für pure Geldverschwendung
und klagt gegen das Gesetz beim
Bundesverfassungsgericht. Be-
gründung: Die bessere Regelung
in NRW verstoße gegen das
Grundgesetz. Die Karlsruher Rich-
ter entscheiden anders: In
Besoldungsfragen sind nach ihrer
Meinung die Länder frei.

Ein Relikt aus alter Zeit soll ab-
geschafft werden: der Tschako. Es
dauert allerdings noch Jahre, bis
diese GdP-Forderung vollends er-
füllt ist.

Ein Slogan von weitreichender ge-
werkschaftlicher und gesellschaftspo-
litischer Bedeutung macht seit dem
1. Mai 1954 die Runde: „Samstags
gehört Vati mir“, heißt es auf dem
1.-Mai-Plakat des Deutschen Gewerk-

schaftsbundes – die Einleitung der
Kampagne für die 5-Tage-Woche.

Die Motori-
sierung ist
noch beschei-
den, die
Begeisterung
umso größer.
Ein Verkehrs-
posten regelt
Mitte der
50er Jahre
den Verkehr
für eine
Motorroller-
Rallye.

Der Tschako, Relikt vergangener
Zeiten, wird noch bis Ende der
60er Jahre bei der Bereitschafts-
polizei getragen.
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Was geschah noch? „... aus dem
Hintergrund müsste Rahn schießen,
er schießt, Tor, Tor, Tor für Deutsch-
land!“ Das ist die unvergessliche
Rundfunkreportage von Reporter Her-
bert Zimmermann am 4. Juli 1954 aus
dem Berner Wankdor f-Stadion.
Deutschland ist Fußballweltmeister
mit einem 3:2 Sieg über Ungarn.

1955
Der Delegiertenkongress am

26./27. April 1955 in Remagen
stellt bei der Debatte über ein neu-
es Beamtenrechtsrahmengesetz
eine unerhörte Forderung. Die
Zölibatsklausel soll wegfallen!
Damit ist nicht der Pfarrer oder der
Papst gemeint, sondern der junge
Polizist, der bis dato nicht ohne Zu-
stimmung seines Vorgesetzten
heiraten darf.

Dem anlaufenden Wirtschafts-
wunder folgt die Motorisierungs-
welle – und die Polizei zieht mit.
Beispiel: In NRW startet 1955 der
Großversuch für den durchgängig
motorisierten Streifendienst. Be-
gründung: „motorisierte Streifen
anstelle von Fußstreifen zum Zwe-

cke eines vermehrten polizeilichen
Erfolgs“. Das wird heute teilweise
schon wieder anders gesehen.

Das Datum vom 19. April 1955
verdient besondere Beachtung. An
diesem Tag beschließt die Interna-
tionale Union der Polizeige-
werkschaften (UISP), die GdP als
einzige Berufsvertretung der deut-
schen Polizei aufzunehmen. Ange-
sichts der Tatsache, dass die UISP
von Polizeigewerkschaften aus
Frankreich, den Niederlanden,
Luxemburg und Belgien gegrün-
det wurde, ist die Aufnahme der
GdP ein beachtlicher Vertrauens-
beweis für eine der Demokratie
und der Rechtsstaatlichkeit ver-
pflichtete Polizei in der noch jun-
gen Bundesrepublik Deutschland.

Wie oft ist schon von einem „hei-
ßen Herbst“ gesprochen worden –
der Herbst des
Jahres 1955
ist einer: Die
Innenminister-
k o n f e r e n z
lehnt in Bad
Pyrmont die
Höhergrup-
pierung des
Polizeidienstes
ab. Daraufhin
ruft der GdP-
Vorsitzende
Fritz Schulte
zum bundes-
weiten Protest
auf. Mitten in
diesen ernsten
Auseinander-
s e t z u n g e n
stirbt Fritz
Schulte am 15.
D e z e m b e r
1955 kurz vor
seinem 64. Ge-
burtstag.

Den Auf-
takt der Pro-
t e s t w e l l e
machten die
Kollegen des
L a n d e s b e -
zirks NRW am
21. Dezember

1955 im Kölner Williamsbau. Der
NRW-Innenminister versucht, die
Kundgebung zu verhindern. Er
löst für die Kölner Polizei Groß-
alarm aus und verbietet den
Schweigemarsch durch die Kölner
Innenstadt. Dennoch kommen
4000 Kollegen zur Kundgebung.
Fritz Preuß, der den GdP-Vorsitz
übernommen hat, organisiert in
rund 20 Städten der Bundesrepu-
blik Deutschland Protestveran-
staltungen, die bis in den Februar
1956 hineinreichen. Insgesamt be-
teiligen sich hierbei am Protest von
63.000 GdP-Mitgliedern 26.000,
also mehr als ein Drittel der ge-
samten Mitgliedschaft.

Erfahrung macht klug: Nach-
dem bei einem einzigen Einsatz
der Berliner Polizei gegen kommu-
nistische Demonstranten über 30

50 JAHRE GdP

Anerkennung für die Verkehrsposten vom Weihnachts-
mann; so etwas gibt’s in den 50er Jahren.

Der  Funkstreifendienst verbreitet
sich Anfang der 60er Jahre.
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hölzerne Schlagstöcke zerbrochen
sind, wird in Berlin 1955 der Gum-

miknüppel eingeführt, der später
in allen Ländern den hölzernen
Schlagstock ersetzt.

Am 14. Juni 1955 wird die
Vermögensverwaltungsgesell-
schaft der Gewerkschaft der Poli-

zei mbH ge-
gründet. Der
Sinn ist ein-
fach: Die
„VV“, wie sie
kurz genannt
wird, ist eine
Antwort auf
das Steuer-
recht. Danach
führt schon
die geringste
wirtschaftli-
che Betäti-
gung, wie
etwa die
selbstständige
Bewirtschaf-
tung eines Er-
h o l u n g s -
heims, zur
steuerlichen
Veranlagung
des gesamten

Vermögens einer Organisation.
Daher übernimmt die VV als
Gründung der GdP die wirtschaft-
liche Tätigkeit und sichert so de-
ren Unabhängigkeit und Durch-
setzungsfähigkeit.

Die „VV“ übernimmt den von
den Landesbezirken in Hamburg
und Schleswig-Holstein gegrün-
deten „Verlag Deutsche Polizei“.
Der Verlag gibt nicht nur die GdP-
Zeitschrift DEUTSCHE POLIZEI

heraus, sondern umfangreiche
Fachliteratur für die Polizei.

Eine „Schnapszahl“, der 5.5.55,
steht für ein politisch bedeutsames
Datum. „Die Bundesrepublik
Deutschland ist souverän“, erklärt
Bundeskanzler Konrad Adenauer. An
diesem Tag endet mittags um 12.00
Uhr die Besatzungszeit in den drei
ehemaligen Westzonen.

Was geschah noch? Am 7. Okto-
ber kehren die ersten Kriegsgefange-
nen aus der UdSSR zurück, deren
Rückführung Kanzler Adenauer in
Moskau mit dem sowjetischen
Staatschef Bulganin vereinbart hat.

1956
Der erbitterte Kampf der GdP

ums liebe Geld gilt nicht nur den

Beamten, sondern auch den Arbei-
tern und Angestellten. Zum 1. Ja-
nuar 1956 tritt ein neuer Tarifver-
trag in Kraft, der im Schnitt die
Einkommen der Tarifbeschäftigten
um rund sechs Prozent anhebt –
keineswegs ausreichend ange-
sichts der Preissteigerungen.

Zum 1. April 1956 erhält ein
Polizeihauptwachtmeister
464,80 DM, ein Angestellter der

Fototermin
zur Düsseldor-
fer Modemes-
se in den
50er Jahren.

Deutsche und französische Polizisten
begegnen sich anlässlich der „Pariser
Woche“ im April 1955 in Düsseldorf.

Fritz Kehler, GdP-Vorsitzender von
1956 bis 1958.



September 2000 - No. 12 - dp-special 12

Vergütungsgruppe VIII 458,00
DM, der Arbeiter nach der
damaligen Lohngruppe S III
412,36 DM. Inzwischen muss
man für eine Neubauwohnung
von 70 qm im sozialen Woh-
nungsbau schon 100 DM Miete
bezahlen.

Auf dem 5. GdP-Kongress in
Berlin Anfang Mai 1956 wird der
66jährige Fritz Kehler, seit 1946
Polizeirat in Dortmund, zum GdP-
Vorsitzenden gewählt.

Der Streit um eine angemesse-
ne Bezahlung wird nach einem im
Grunde bis heute aktuellen Sche-
ma geführt: Der eigentliche Geg-
ner sind nicht einmal die Innenmi-
nister, sondern die Finanzminister.
In mehreren Gesprächen lassen sie
sich nicht erweichen. Der Durch-
bruch gelingt im bevölkerungs-
reichten Land Nordrhein-Westfa-
len. Dort beschließt der Landtag,
die Höhergruppierung zum 1. April
1957 wirksam werden zu lassen.

Zum 1. November 1956 müssen
an allen Dienstfahrzeugen der Po-
lizei die bisherigen Kennschein-

werfer für blaues Dauerlicht durch
das blaue Rundumlicht ersetzt
werden.

Auf der Internationalen Polizei-
ausstellung im September 1956 in
Essen präsentiert sich die GdP zu-
sammen mit der Internationalen
Union der Polizeigewerkschaften
(UISP).

Am 2. Januar 1956 beginnen die
ersten Lehrkompanien der neuen
Bundeswehr ihren Dienst. Ein Groß-
teil der Soldaten kommt vom Bundes-
grenzschutz zur Bundeswehr; der
BGS bleibt aber – stark personell
geschwächt – bestehen.

Was geschah noch? Für Polizei wie
Bürger bedeutsam: Am 11. Oktober
1956 beschließt der Deutsche Bun-
destag die Einführung des Verkehrs-
zentralregisters in Flensburg, der Ver-
kehrssünder-Kartei.

1957
Im Februar 1957 schließt sich die

„Vereinigung deutscher Polizeibe-
amter an der Saar“ als Landesbe-
zirk Saarland der GdP an. Gegen-
über den Bundestagsfraktionen ver-
tritt die GdP ihre grundsätzliche For-
derung zur Höhergruppierung des
mittleren Dienstes. Am 27. Mai 1957

50 JAHRE GdP

Die junge Republik präsentiert
sich beim Staatsbesuch Anfang
der 50er Jahre, die Ehrenwache
der Polizei noch mit Tschako und
Stiefeln.

Polizei-Porsche und Eskorte beim Staatsbesuch vor dem Benrather
Schloss bei Düsseldorf.

Ein bis heute beliebtes Fotomotiv, das Gruppenbild, meist nach
erfolgreichem Abschluss von Kursus oder Lehrgang.
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beschließt der damalige Beamten-
rechtsausschuss des Deutschen
Bundestages die Höhergrup-
pierung, und am folgenden Tag be-
schließt das Plenum endlich ent-
sprechend. Der Erfolg hängt am sei-
denen Faden. Bis zur letzten Minu-
te wirkt die GdP auf die Fraktions-
sprecher ein, auch die Kriminalbe-
amten in die Höhergruppierung ein-
zubeziehen. Es gelingt.

Nunmehr ist es an den Ländern,
die Höhergruppierung umzusetzen.
In Hamburg muss noch einmal mit
einer Protestkundgebung nachge-
holfen werden.

Mit dem neuen Beamtenrechts-
rahmengesetz werden zugleich
weitere wichtige Forderungen der
GdP erfüllt:

Die Festlegung des Pensionsal-
ters für Polizeivollzugsbeamte auf
60 Jahre, die Zahlung eines 7-fa-
chen Monatsgehalts als Abfindung.

Heute kaum vorstellbar: Für die
Angestellten kämpft die GdP da-
für, ab dem 21. Lebensjahr ebenso
wie die Beamten ein ungekürztes
Grundgehalt zu bekommen. Kon-
kret: Der 21-jährige Angestellte er-
hält nur 90 Prozent der ohnehin
nicht hohen  Anfangsgrundvergü-

tung und muss
obendrein auch
noch die Sozial-
versicherungs-
beiträge bezah-
len.

Durch die Un-
terzeichnung der
„Römischen Ver-
träge“ wird am
25. März 1957
die Europäische
Wir tschaftsge-
m e i n s c h a f t
(EWG) gegrün-
det, zu der sechs
e u r o p ä i s c h e
Staaten gehö-
ren.

1958
Der Kongress am 30./31. Okto-

ber 1958 in Stuttgart wählt den 37-
jährigen Kriminalkommissar Wer-
ner Kuhlmann, seit 1956 bereits
Vorsitzender des Landesbezirks
NRW, zum Bundesvorsitzenden.
Ein wichtiger Generationswech-
sel: Zum ersten Mal steht ein Kol-
lege an der Spitze der GdP, der erst
nach dem Krieg zur Polizei gekom-
men ist.

Politisch ist der GdP-Kongress in
Stuttgart Bühne für eine Sensati-
on. Bundesinnenminister Dr. Ger-
hard Schröder begründet in seiner
Rede die Notwendigkeit einer
Notstandsgesetzgebung, die auf
eine Vermischung polizeilicher
und militärischer Zuständigkeiten
hinausläuft. Die GdP kündigt
spontan ihren Widerstand an.

Die Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts vom 30. Juli 1958,

dass die Verteidigungspolitik allein
Sache der Bundesregierung und da-
mit eine Volksbefragung über die
Atombewaffnung nicht zulässig sei,
ruft die Gegner der Atomrüstung auf
den Plan; in zahlreichen Städten
kommt es zu Protestkundgebungen,
sogar ein Generalstreik gegen die
Atomrüstung wird diskutiert.

Ein Präsent zum Geburtstag. GdP-Vorsitzender Werner
Kuhlmann gratuliert Bundeskanzler Adenauer 1960
zum Geburtstag.

Werner Kuhlmann, GdP-Vorsitzen-
der von 1958 bis 1975.

Elvis Presley,
US-ameri-
kanischer
Rock-‘n‘-Roll
Sänger, steigt
am 2. Oktober
1958 im
hessischen
Friedberg aus
dem Zug.
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Was geschah noch? Elvis Presley –
Rockidol der Jugend – trifft zum Ab-
leisten seines Wehrdienstes bei der
US-Army im hessischen Friedberg ein.

1959
Nach der Höhergruppierung

des mittleren Dienstes wendet sich
die GdP dem gehobenen Dienst
zu. Auch hier wird eine gerechte
Bewertung angestrebt.

In Niedersachsen fordert die
GdP den Verzicht auf Koppel und
Schulterriemen, weil sich dies
nicht mit dem Bild einer zivilen Po-
lizei verträgt.

Ein hartnäckig verfolgtes Ziel
wird am 20. August 1959 erreicht.
Der Bundesinnenminister erkennt
per Erlass die GdP als Spitzenor-
ganisation im Sinne des Bundes-
beamtengesetzes an; dies bedeu-
tet, dass die GdP bei der Vorbe-
reitung allgemeiner beamten-
rechtlicher Regelungen beteiligt
wird. Vorteil: Die GdP kann schon
im Entstehen von Gesetzen ihre
Ansichten einbringen, anstatt vor
vollendete Tatsachen gestellt zu
werden.

Auf einer Sonderkonferenz im
Oktober 1959 in Remagen zum
Thema „Grenzbereiche des poli-

zeilichen Einsatzes“ wehrt sich die
GdP gegen die Vermischung poli-
zeilicher und militärischer Zustän-
digkeiten, wie sie in der Not-
standsgesetzgebung geplant sind.

Was geschah noch? Ein neuer
Sport begeistert die Republik. Der
Hula-Hoop-Reifen kreist um die Hüf-
ten.

1960
Das Bundesverfassungsgericht

hat schon am 11. Juli 1958 ent-
schieden, dass die „hergebrachten
Grundsätze des Berufs-
beamtentums“ den Gesetzgeber
verpflichten, den Beamten nach
seiner Dienststellung und Verant-
wortung an der Entwicklung der
allgemeinen wirtschaftlichen Ver-
hältnisse teilhaben zu lassen. Die
GdP sieht da eine Lücke und führt
Kundgebungen im Frühjahr 1960
in Hamburg, Wiesbaden, Köln und
Bonn durch. Bund und Länder be-
willigen eine siebenprozentige
Einkommensverbesserung, auch
die Tarifverhandlungen führen zu
diesem Ergebnis.

Der Polizeihauptwachtmeister
kommt somit auf Monatsbezüge

von 639,68 DM, der Angestellte
nach Vergütungsgruppe VIII auf
572,00 DM und der Arbeiter
nach Lohngruppe S III auf
513,50 DM. Die Neubauwohnung
kostet inzwischen 126 DM
Monatsmiete.

Das Abschneiden alter Zöpfe im
Beamtenrecht gelingt nur Stück
für Stück. Nach und nach verzich-
ten die Länder auf die „Zölibats-
klausel“. Noch ein Zopf fällt: der
Anspruch auf die Anrede mit der
Amtsbezeichnung.

Zehn Jahre nach ihrer Grün-
dung zählt die GdP 84.500 Mitglie-
der.

Was geschah noch? Das Volkswa-
genwerk wird privatisiert. 60 Prozent
der Aktien im Nennwert von 100 DM
werden an private Interessenten ver-
kauft. Diese „Volksaktie“ soll es je-
dermann ermöglichen, Anteilseigner
bei VW zu werden.

1961
Bei ihrer Gegenwehr gegen die

beabsichtigte Militarisierung der
Polizei im Rahmen der Notstands-
gesetzgebung erhält die GdP
Schützenhilfe von der Internatio-
nalen Union der Polizeigewerk-
schaften (UISP): Auf dem UISP-
Kongress im Oktober 1961 in Ber-
lin wird einmütig festgestellt, dass
die Polizei ein ziviles Ordnungs-
organ ist. Die GdP wendet sich mit
einer Verfassungsbeschwerde ge-
gen die Einführung von Explosiv-
waffen als Polizeiwaffen. Mit Er-
folg wehrt sie sich gegen die Bil-
dung einer Polizeireserve und die
Einführung einer Polizeidienst-
pflicht. Anstelle dieser völlig un-
tauglichen Mittel fordert die GdP
die Verdoppelung der Bereit-
schaftspolizei.

Nicht erst im Rahmen dieser
politischen Kampagne erkennt die
GdP den großen Wert ständiger
guter Kontakte zu den Medien, um
Öffentlichkeit und Politik über die

50 JAHRE GdP

Ein neuer Modetanz macht Furore. Ab Herbst 1961 heißt es: „Let’s
twist again!“
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GdP-Sichtweisen informiert zu
halten. Am 24./25. Mai 1961 fin-
det erstmals auf dem Rhein die
Fahrt „Presse und Polizei“ statt;
bei dieser bis heute in Abständen
von drei bis vier Jahren durchge-
führten Veranstaltung geht es ins-
besondere um die Diskussion
grundsätzlicher Themen der inne-
ren Sicherheit und des Polizei-
berufs.

Konkrete Erfolge des Jahres
1961 sind die Einbeziehung der
Versorgungsempfänger in die
Höhergruppierung des mittleren
Polizeivollzugsdienstes und die
Erstellung eines Katalogs polizei-
bezogener Tätigkeitsmerkmale für
die Tarifbeschäftigten bei der Po-
lizei – Grundlage für bessere Be-
wertungen.

Ein Datum von besonderer histori-
scher Bedeutung: In den frühen Mor-
genstunden des 13. August 1961 be-
ginnt der Bau der Mauer quer durch

Berlin. Er dient laut Beschluss des
DDR-Ministerrats der „Unterbindung
der feindlichen Tätigkeit der revan-
chistischen und militaristischen Kräf-
te Westdeutschlands und West-
berlins“ und soll „eine verlässliche
Bewachung und wirksame Kontrolle“
gewährleisten.

Was geschah noch? Per Staats-
vertrag wird am 6. Juni 1961 das

Zweite Deutsche Fernsehen (ZDF) in
Mainz gegründet.

Der Bundestag beschließt am 12.
Juli das Gesetz zur Förderung der Ver-
mögensbildung (312-DM-Gesetz).

1962
Am 25. Juli 1962 erhält der Be-

zirk Bundeskriminalamt, bislang
organisatorisch ein Teil des Lan-
desbezirks Hessen, den Status ei-
nes Landesbezirks. Die GdP enga-
giert sich für den Auf- und Aus-
bau des BKA zu einer effektiven
Zentralstelle der Verbrechensbe-

kämpfung, nicht zuletzt deshalb,
weil sich dies positiv auf die Zu-
sammenarbeit mit den Kriminal-
polizeien der Länder auswirkt.

Der Streit im Zusammenhang
mit der Notstandsgesetzgebung
geht weiter. Die Bundesregierung
sucht Ersatz für eine fehlende
Territorialarmee. Sie entdeckt ei-
nen Lückenbüßer: die Polizei. Na-
türlich wehrt sich die GdP gegen
diesen Versuch, die Polizei zu mi-
litarisieren.

Die norddeutschen Küstengebiete
werden von der verheerendsten Flut-
katastrophe des Jahrhunderts heim-
gesucht. 337 Menschen verlieren ihr
Leben. Der Hamburger Innensenator
Helmut Schmidt, der spätere Bundes-
kanzler, bewährt sich als Manager der
Rettungsaktionen, an denen sich
u. a. 40.000 Bundeswehrsoldaten
beteiligen. Im Verlauf dieser Aktionen
verlieren sechs Soldaten und ein Po-
lizist in den Fluten ihr Leben.

Ein politischer Skandal führt zu ei-
ner Vertrauenskrise gegenüber der
Bundesregierung. Aufgrund eines Ar-
tikels im SPIEGEL werden Herausge-
ber Rudolf Augstein und mehrere Re-
dakteure wegen des Verdachts des
Landesverrats verhaftet, darunter Kon-
rad Ahlers in Spanien. Die letztere
Festnahme ist rechtswidrig, zugleich
bezichtigt ihn Kanzler Adenauer im

Ein bewährtes Konzept für die GdP-Öffentlichkeitsarbeit sind die Fahrten
„Presse und Polizei“, die seit 1961 auf Schiffen Politiker, Journalisten
und Fachleute der Polizei zu grundsätzlichen Themen der inneren Sicher-
heit zusammenführen. Das Bild zeigt eine Diskussionsrunde der Fahrt
1972 mit Hans-Dietrich Genscher, damals Bundesinnenminister.

Der Mauerbau am 13. August 1961 in Berlin; das trennende und auch
todbringende Bauwerk wird im Herbst 1989 überwunden.
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Deutschen Bundestag des Landesver-
rats. Verteidigungsminister Franz Jo-
sef Strauß bestreitet zwei Wochen
lang seine Beteiligung an der Affäre,
muss aber später zurücktreten.

Was geschah noch? Im Star-Club
in Hamburg tritt dreimal im Jahr 1962
die noch wenig bekannte Gruppe
„The Beatles“ auf. Ein neuer Tanz
macht die Runde, der Twist.

1963
Der Dauerkampf gegen die Mi-

litarisierung der Polizei geht in die
nächste Runde. Die Innenminister-
konferenz bekräftigt am 1. Febru-
ar 1963 ihre Auffassung, „dass die
Verleihung des Kombattanten-
status an die Polizei notwendig ist
...“. Die GdP ist völlig anderer
Ansicht und holt Rechtsgutachten
von Völkerrechtlern ein, um zu
belegen, dass die Polizei Teil der
zivilen Verwaltung ist. Die Entwür-
fe der Notstandsgesetze sehen in-
zwischen vor, dass die Bundesre-
gierung die Möglichkeit haben
soll, außer den Polizeikräften des
Bundes und der Länder auch die
Streitkräfte im Innern für polizei-
liche Aufgaben einsetzen zu kön-
nen.

Am 19. März 1963 gründet sich
der Landesbezirk Bremen.

DAG und GdP gründen am 16.
September 1963 eine Arbeitsge-
meinschaft; für die GdP bedeutet
dies, die Interessen der Tarif-
beschäftigten in der Polizei
wirkungsvoller vertreten zu
können.

Kanzler Adenauer und der franzö-
sische Staatspräsident de Gaulle un-
terzeichnen am 22. Januar 1963 den
deutsch-französischen Ver trag, der
das Verhältnis beider Staaten grund-
legend neu regeln und die jahrhun-
dertelange Feindschaft und Rivalität
beenden soll. Hauptziel des Vertra-
ges ist die Förderung des Jugend-
austausches.

Zum Abschluss seines viertägigen
Besuchs in Deutschland kommt der
amerikanische Präsident John F. Ken-
nedy am 26. Juni 1963 nach Berlin
und spricht dort den berühmten Satz:
„Auch ich bin ein Berliner“.

Was geschah noch? Der 24.
August 1963 ist der erste Spieltag
der neu eingeführten Fußball-Bundes-
liga.

1964
Neben den Kontakten und dem

Verhandeln der GdP mit der gro-
ßen Politik – wichtig genug für den
Status der Polizei und somit für die
berufliche Zukunft der Polizei-
beschäftigten – geht es bei einem
anderen Thema um den sprich-
wörtlichen „kleinen Mann“. Die
GdP legt am 18. Februar 1964 ih-
ren „Vermögensbildungsplan“
vor, der anders als andere Konzep-
te die Einbeziehung der öffentlich
Bediensteten in die künftige Ver-
mögensbildung vorsieht.

Ein schöner Beweis, dass die
Arbeit der GdP von den Polizei-
beschäftigten anerkannt wird: Am
23. April 1964 tritt das 100.000 Mit-
glied in die GdP ein.

Ein politisch sehr bedeutsamer
Vertrauensbeweis in die Polizei im
Nachkriegs-Deutschland und in
die Arbeit der GdP: Auf dem UISP-
Kongress am 4. November 1964 in
Brüssel wird der GdP-Vorsitzende
Werner Kuhlmann zum Präsiden-
ten der UISP gewählt. Das Sekre-
tariat der UISP wird von Brüssel an
den GdP-Sitz Düsseldorf verlegt.

Die Innenministerkonferenz gibt
nach. Der Plan, Polizeibeamten
den Kombattantenstatus zu
verleihen, wird aufgegeben. Die
GdP hat sich mit ihrer Auffassung
einer zivilen Polizei durchgesetzt.

Was geschah noch? Das Wir t-
schaftswunder fegt den Arbeitsmarkt
leer, ausländische Arbeitnehmer – be-
schönigend „Gastarbeiter“ genannt –

werden angeworben. Der ein-
millionste Gastarbeiter kommt 1964
in die Bundesrepublik; als Willkom-
mensgeschenk erhält er ein Moped.

1965
Nach jahrelangem Drängen der

GdP wird für die Arbeiter die Zah-
lung eines Sozialzuschlages tarif-
vertraglich vereinbart, vergleich-
bar dem Ortszuschlag für die An-
gestellten und Beamten.

In Nordrhein-Westfalen ist die
Stimmung bei der Polizei auf dem
Nullpunkt. Grund: „Die da oben –
Ministerium und Behördenleiter –
drangsalieren mit unsinnigen
Maßnahmen die Polizeibeschäf-
tigten“. Man sieht, das gibt es zu
jener Zeit auch schon, nur nennt
man es noch nicht „Controlling“
oder „Neue Steuerungsmodelle“.
In Bochum protestieren 6000 Mit-
glieder und fordern, den Polizei-
beruf für Berufsanfänger durch
eine entsprechende Bewertung at-
traktiver zu machen.

Was geschah noch? Die Schlager-
welt entdeckt die großen Gefühle.
Drafi Deutscher singt 1965 „Marmor,
Stein und Eisen bricht“, und Roy
Black weckt mit dem Titel „Ganz in
Weiß“ Hochzeitsträume. Noch etwas
fürs Gemüt: Am 18. Mai 1965 be-
sucht die britische Königin Elisa-
beth II. mit Ehemann Prinz Philip die
Bundesrepublik Deutschland.

1966
Die GdP entdeckt die Notwen-

digkeit, die eigene Jugendarbeit
zu fördern. Die JUNGE GRUPPE
wird am 31. März 1966 gegründet.
Erster Bundesjugendvorsitzender
wird Horst Geier (Berlin).

An der Internationalen Polizei-
ausstellung im Sommer 1966 in
Hannover beteiligen sich GdP und
UISP mit einem viel beachteten
gemeinsamen Stand. Besondere
Attraktion: Die GdP veranstaltet

50 JAHRE GdP
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einen Beat-Abend, bei dem sich
entgegen allen Befürchtungen
über 4000 Jugendliche völlig fried-
lich vergnügen.

Die Zeit großer politischer Pro-
testdemonstrationen beginnt. Auf
die Erklärung der Bundesregie-
rung, den Krieg der USA in Viet-
nam zu unterstützen, folgt eine
breite Protestbewegung, vor allem
geführt von Studenten und so ge-
nannten Vietnam-Komitees. Der
Protest politisiert und radikalisiert
sich: Mit einem Sitzstreik wehren
sich 3000 Studenten am 22. Juni
1966 gegen das Verbot, Univer-
sitätsräume für politische Veran-
staltungen zu nutzen. Bei den Aus-
einandersetzungen muss auch die
Polizei erst lernen, mit der neuen
Art des Protestes umzugehen.

Ein Novum in der deutschen Poli-
tik: Nach dem Rücktritt von Bundes-
kanzler Ludwig Erhard bildet sich am
1. Dezember 1966 eine große Koali-
tion mit Kurt Georg Kiesinger als Bun-
deskanzler.

Was geschah noch? Der Mini-Rock
– ein aufsehenerregender Import aus
England – beginnt seinen Siegeszug
in Deutschland.

1967
Anfang 1967 zieht die GdP-

Bundesgeschäftsstelle mit den bei-

den Wirtschaftsunternehmen in
das neu errichtete Gewerkschafts-
haus in Hilden, unweit der Stadt-
grenze nach Düsseldorf, um.

Der Wiederaufbau nach dem
Krieg hat nicht nur die Wirtschaft
beflügelt, auch die Kriminalität hat

inzwischen Konjunktur. Dem will
die GdP – nicht zuletzt angesichts
der mangelhaften Arbeitsmöglich-
keiten der Kriminalpolizei – nicht
kommentarlos zusehen und lässt
durch den Fachausschuss Krimi-

nalpolizei die Denkschrift „Kapi-
tulation vor dem Verbrechen?“
ausarbeiten. Die Denkschrift er-
regt in Öffentlichkeit und Parla-
menten beträchtliches Aufsehen.
Folge: Es kommt zu deutlichen
Verbesserungen der Personal-
stärke und der Bewertung der Kri-
minalpolizei.

Der Besuch des Schah von
Persien und der Kaiserin Farah ist
nicht nur innenpolitisch höchst
umstritten; der mit diesem
Besuch verbundene Einsatz von
30.000 Polizisten, verbunden mit
der – letztlich verworfenen –
Absicht, in Deutschland lebende
oppositionelle Perser nach
Norderney zu evakuieren, ist aus
heutiger Sicht ein Meilenstein für
ein überholtes Staatsverständnis
und eine verfehlte polizeiliche
Einsatztaktik. Schlimmster Vorfall:

Am 2. Juni 1967 wird  bei einer
abermaligen Schah-Demonstrati-
on der Student Benno Ohnesorg
von dem Berliner Polizisten Heinz
Kurras mit einem Pistolenschuss
tödlich verletzt.

Der Vietnamkrieg ist der politische Auslöser zahlreicher Demonstratio-
nen, die ab 1968 in deutschen Städten, vor allem in Berlin, stattfinden –
zu-gleich der Beginn der Studenten-Unruhen gegen das so genannte
bürgerliche Establishment.

Ein Traumjob: 1967 müssen die Klassensprecher an Londoner Schulen
mit Kennerblick die Länge der Miniröcke ihrer Klassenkameradinnen
inspizieren. 16,5 cm vom Knie aufwärts – so viel Bein darf sein.
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Bei den Studenten-Protesten
geht es nicht alleine um aktuelle
Anlässe wie den Schah-Besuch.
Es ist aus den verschiedensten
Anlässen eine Auflehnung gegen
gesellschaftliche Verhältnisse
und eine Politik, die zu wenig
demokratische Beteiligung
zulässt. Die Polizei, auf diese Art
Proteste überhaupt nicht vorbe-
reitet, sieht sich ungewollt als
„Prügelknabe der Nation“. Die
Anzahl vieler verletzter Polizisten
belegt sehr schmerzhaft, dass
die Polizei für gesellschaftliche
und politische Versäumnisse
herhalten muss – eine Erfah-
rung, die sich noch über viele
Jahre for tsetzt.

Am 19. April 1967 stirbt Alt-
bundeskanzler Adenauer im Alter
von 91 Jahren. Ein Zitat von
ihm aus dem Jahr 1954: „Mein
Gott, was soll aus Deutschland
werden, wenn ich nicht mehr da
bin?“

Und auch das passt zur Zeit der
beginnenden Auflehnung der Ju-

gend gegen das gesellschaftliche
Establishment: Die Haare werden
lang und länger – und die Bundes-

wehr (die Polizei übrigens auch)
hat ein Problem: Wohin mit den
Haaren unter Mütze und Stahl-

helm? Die Lösung: Es gibt einen
Haarerlass, wonach bei Haaren,
die über den Hemdkragen hinaus-
reichen, ein Haarnetz zu tragen ist.

Was geschah noch? Das Fernse-
hen wird farbig. Deutschland führt
das so genannte PAL-System ein.

1968
Das neue Spitzenamt im mittle-

ren Dienst, die Besoldungsgruppe
A 9, wird eröffnet und nach und
nach in den Ländern eingeführt.

Immer mehr drängt sich erst
Fachleuten, dann Politik und Öf-
fentlichkeit der Eindruck auf, dass
das Vorbild USA leider auch für
die Kriminalitätsentwicklung gilt.
Die GdP gibt die Übersetzung des
„Crime Report“ des FBI heraus,
ein wertvoller Beitrag, um auf
Kriminalitätsentwicklung und
-strukturen in den USA aufmerk-
sam zu machen, auf die man sich
auch in Europa und in Deutsch-
land einstellen muss.

Am 30. Mai 1968 verabschiedet
der Deutsche Bundestag die Not-
standsregelungen in der Verfas-
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Aus den Studenten-Unruhen erwächst die Außerparlamentarische
Opposition, die Auseinandersetzungen mit der Polizei werden härter.
Beim Schah-Besuch im Juni 1967 in Berlin kommt es zu schweren
Zusammenstößen, der Student Benno Ohnesorg wird von einem Poli-
zisten mit einem Pistolenschuss tödlich verletzt.

Auch die Notstandsgesetze sind 1968 Anlass heftiger Proteste auf der
Straße. Wortführer der Studenten ist Rudi Dutschke, der am 11. April
1968 in Berlin von einem 23-jährigen Arbeiter niedergeschossen und
lebensgefährlich verletzt wird.
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sung. Sie sehen Einschränkungen
des Post- und Fernmelde-
geheimnisses vor sowie die Mög-
lichkeit des Einsatzes der Bundes-
wehr im Innern. Von einer Vermi-
schung polizeilicher und militäri-
scher Aufgaben ist wegen der hef-
tigen Proteste der GdP keine Rede
mehr.

Auf dem Hintergrund der Studen-
ten-Proteste, u. a. gegen die Not-
standsgesetzgebung, entwickelt sich
die Bewegung der Außerparlamenta-
rischen Opposition (APO). Zu ihren be-
kanntesten Persönlichkeiten gehört
Rudi Dutschke, der am Gründonners-
tag, dem 11. April 1968, auf dem Ber-
liner Kurfürstendamm von einem 23-
jährigen Anstreicher mit drei Schüs-
sen schwer verletzt wird. Dutschke
stirbt 1979 an den Spätfolgen der
Verletzungen.

Vier selbst gebastelte Zeitbomben
verursachen am 2. April 1968 in zwei
Frankfurter Kaufhäusern Millionen-
schäden. Die Brandstifter Andreas
Baader, Gudrun Ensslin, Thorwald
Proll und Horst Söhnlein verstehen
sich als politische Täter, eine Folge
der Radikalisierung von Gruppierun-
gen der APO-Bewegung.

Ein außenpolitisch wichtiges Da-
tum: Am 20./21. August 1968 wird

mit dem Ein-
marsch von Trup-
pen des War-
schauer Paktes
in die Tschecho-
slowakei der
„Prager Früh-
ling“, der Reform-
kurs der tsche-
chischen kom-
mun is t i schen
Partei, beendet.

1969
Bislang hat

die GdP mit ih-
ren Landesbe-
zirken die Zu-
ständigkeit der
Länder für die

Besoldung genutzt, um mit dem
Erfolg in dem einen Land Druck
in dem anderen Land ausüben zu
können. Die Länder haben dieses
Spiel natürlich auch erkannt, das
auch Gewerkschaften in anderen
Sparten des öffentlichen Dienstes
nutzen. Daher soll eine bundes-
rahmenrechtliche Bindung der
Stellenpläne aus Sicht der Länder
für Ordnung sorgen. Die GdP pro-
testiert umgehend. Auf elf Kund-
gebungen im Januar 1969 prote-

stieren über 30.000 Mitglieder ge-
gen dieses rahmenrechtliche Kor-
sett. Das macht Eindruck. Der
Deutsche Bundestag lehnt die
besoldungsrechtliche Stellenplan-
bindung ab.

Ihr Verständnis von Staat und
Gesellschaft beschreibt die GdP in
einem vielbeachteten Grundsatz-
papier: Es kann und darf nicht die
Aufgabe der Polizei sein, gesell-
schaftliche Veränderungen zu
bremsen oder gar zu blockieren.
Titel der Denkschrift: „Moderne
Gesellschaft – moderne Polizei“.

Im Rahmen ihrer staatsbürger-
lichen Bildungsarbeit führt die
GdP ihr 250. Berlin-Seminar
durch.

Nach der Bundestagswahl am 21.
Oktober 1969 löst die sozialliberale
Koalition aus SPD und F.D.P. die Gro-
ße Koalition ab. Willy Brandt wird Bun-
deskanzler.

Was geschah noch? Am 21. Juli
1969 betreten die Astronauten Neil
Armstrong und Edwin Aldrin als erste
Menschen den Mond – ein Ereignis,
das live am Fernseher zu verfolgen
ist. Im selben Jahr wird in den USA
der Mikroprozessor erfunden – gleich-
sam der Startschuss für das Com-
puter-Zeitalter.

Ist diese Uniform kleidsamer als heute? Ein Bild aus dem Jahr 1969.

Als erste Menschen betreten am 21. Juli 1969 die
Astronauten Edwin Aldrin und Neil Armstrong den Mond.
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1970
Den erneuten Versuch,

Stellenplanhöchstgrenzen für die
Polizei einzuführen, beantwortet
die GdP im Februar 1970 mit ei-
ner Abstimmung über gewerk-
schaftliche Kampfmaßnahmen. 83
Prozent der GdP-Mitglieder im
Polizeivollzugsdienst beteiligen
sich an der Abstimmung, 93 Pro-
zent davon sind bereit, einer
Aufforderung zum Streik zu fol-
gen, wenn ein Streik von Beam-
ten erlaubt sei. Erfolg: Die vom
Bundesrat, also von den Ländern,
beantragte Einführung von
Stellenplanhöchstgrenzen für die
Polizei wird vom Deutschen Bun-
destag erneut abgelehnt.

Den Ausspruch von Willy
Brandt „Mehr Demokratie wagen“
setzt die GdP auf ihre Weise um:
Sie will Ausbildung und Bewer-
tung des Polizeidienstes so ändern,
dass dem Bürger eine Polizei zur
Verfügung steht, die das Demo-
kratie- und Rechtsstaatsprinzip
verinnerlicht hat und fähig ist,
Konflikte möglichst gewaltfrei zu
lösen. Im Februar 1970 legt die
GdP ihr Konzept „Laufbahn und
Besoldung des Polizeivollzugs-
dienstes“ vor, mit dem eine eige-
ne Besoldungsordnung „P“ (Poli-
zei) gefordert wird. Hintergrund:
Da es ohnehin schon für Richter
eine eigenständige Besoldungs-
ordnung gibt und die Lehrer auch
eine eigene anstreben, passt die
Forderung der GdP wegen der
speziellen Bedingungen des
Polizeidienstes in die Landschaft.

Forderungen sind das eine – ihre
Durchsetzung das andere. Daher
will die GdP wissen, wie weit ge-
werkschaftliche Kampfmaßnah-
men gehen können. In einem
Rechtsgutachten im Auftrag der
GdP nimmt im Juni 1970 Prof. Dr.
Ingo von Münch zum Streikrecht
der Beamten Stellung.

Tenor: Nach geltender Rechts-
auffassung ist der Beamten-
streik zwar unzulässig, doch hat

dies zur Voraussetzung, dass
soziale und wirtschaftliche
Forderungen angemessene
Berücksichtigung finden.

Die GdP erfindet die „Aktion
Denkpause“ – in einer bundeswei-
ten Aktion am 27. Oktober 1970
steigen Kolleginnen und Kollegen
aus den Streifenwagen aus und
diskutieren mit den Bürgern die
Vorstellungen der GdP zur funkti-
onsgerechten Bewertung der Po-
lizei.

Der Denkschrift zur Situation
der Kriminalpolizei folgt am 29.
Oktober 1970 die GdP-Broschüre
„Polizei Notruf“, in der auf die
Mängel bei der Schutzpolizei hin-
gewiesen wird.

Der Kaufhausbrandstifter Andreas
Baader wird am 4. Mai 1970 von Ul-
rike Meinhof aus der Haft befreit.
Dies gilt als Gründungsdatum der ter-

roristischen Rote Armee Fraktion
(RAF).

1971
Kein Aprilscherz: Ebenso wie

etwa im gleichen Zeitraum in an-
deren Bundesländern protestieren
am 1. April 1971 in der Bochumer
Ruhrlandhalle rund zehntausend
Mitglieder. Grund ihres Zorns:
Jetzt ist die Zuständigkeit für die
Besoldung von den Ländern auf
den Bund übertragen, aber die
Erwartungen der GdP auf Verbes-
serungen für die Polizei bleiben
unerfüllt. Insgesamt folgen über
30.000 Kolleginnen und Kollegen
bundesweit den Protestaufrufen
der GdP. Das wirkt: Über den Bun-
desrat werden doch noch Nach-
besserungen erreicht.

Besonders wichtig: Endlich
gibt es die Polizeizulage von
monatlich 120 DM.

Die Diskussion um die Not-

standsgesetze wirkt in einer wich-
tigen Frage nach: Darf die Polizei
über Waffen verfügen, die in ihrer
Wirkung nicht dem verfassungs-
rechtlich gebotenen Übermaß-
verbot entsprechen können, wie
etwa Explosiv- und Maschinen-
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Der ausgebrannte BGS-Hubschrauber ist das Symbol für den Überfall
arabischer Terroristen während der Olympischen Spiele 1972 in München
auf die israelische Mannschaft. Bei der misslungenen Befreiungsaktion
kommen neun Geiseln, ein Polizist und fünf Terroristen ums Leben.
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waffen? Die GdP bittet Prof.
Denninger und Dr. Beye um ein
Rechtsgutachten zum Waffen-
gebrauchsrecht, das im Februar
1971 vorgestellt wird. Es bestätigt
die Auffassung der GdP, dass
Explosivwaffen, Granatwerfer und
Maschinengewehre nicht in die
Hand der Polizei gehören.

Als Würdigung für seinen Beitrag
zum Frieden in Europa als Folge der
neuen Ost-Politik erhält Bundeskanz-
ler Willy Brandt am 10. Dezember
1971 in Oslo den Friedens-Nobel-
preis. Die neuen Ver träge führen
u. a. zu wesentlichen Erleichterungen
und Verbesserungen im Reise- und
Besuchsverkehr zwischen der DDR
und der Bundesrepublik und West-
berlin.

1972
Der politische Streit um die Aus-

richtung der Polizei geht auch 1972
weiter. Die
Bundesregie-
rung nennt
den Bundes-
grenzschutz
zwar Polizei,
hält aber im-
mer noch an
einer parami-
l i t ä r i s c h e n
Struktur und
Ausbildung
fest; darüber
hinaus ver-
sucht sie, die
Aufgaben des
BGS auf poli-
zeilichem Ge-
biet auszuwei-
ten. Dagegen
wehrt sich die
GdP. Sie be-
gründet ihre
Haltung zur
Zuständigkeit
der Länder für
Polizeifragen
in einer Denk-
schrift.

Gute Argumente finden Aner-
kennung – auch wenn’s gelegent-
lich sehr lange dauert. Das
Sicherheitsprogramm, das die

Innenministerkonferenz im Som-
mer 1972 vorstellt, entspricht we-
sentlichen Anregungen aus den
beiden GdP-Denkschriften „Kapi-
tulation vor dem Verbrechen?“
und „Polizei-Notruf“.

Und noch ein Erfolg. Nach jahre-
langem Drängen vergibt die Innen-
ministerkonferenz einen Auftrag an
die Universität Saarbrücken, ein
Gutachten über das Berufsbild der
Polizei unter Berücksichtigung ih-
rer sozialen Lage zu erstellen.

Der Terrorismus ist inzwischen
zum hauptsächlichen Problem der
inneren Sicherheit geworden, und
Polizei wie Politik und Öffentlich-
keit müssen in einem bislang nie
gekannten Gegensatz von Erfolg
und schmerzlicher Niederlage le-
ben. Am 2. Juni 1972 gelingt die
Festnahme der Terroristen Baader,
Raspe und Meins, kurz danach von
Gudrun Enssling und Ulrike Mein-
hof – allesamt führende Köpfe der
Baader-Meinhof-Bande. Drei Mo-
nate später erfolgt der Überfall
arabischer Terroristen auf das
Quartier der israelischen Olympia-
Mannschaft in München. Beim
Befreiungsversuch kommen alle
Geiseln, ein Polizeibeamter und
fünf Terroristen ums Leben.

Glückwunsch zum 75. Geburtstag von Ludwig Erhard (2. v. l.);links
Dr. Rainer Barzel, rechts die Kollegen Helmut Schirrmacher und Friedel
Gniesmer.

Der Terrorismus führt seit Anfang der 70er Jahre zum
Aufbau von Spezialeinheiten der Polizei in Bund und
Ländern. Training und Ausrüstung werden bis heute
ständig aktualisiert.
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Gerade auch angesichts der Be-
drohung durch den Terrorismus
hält die GdP an der Ablehnung mi-
litärischer Strukturen der Polizei
fest und bekräftigt das zivile Be-
rufsbild. Nur die Einbettung der
Polizei in die demokratische Ge-
sellschaft kann das Vertrauen in
den Rechtsstaat festigen und somit
dem Terrorismus die Grundlage
entziehen. Unter aktiver Mitarbeit
der GdP verabschiedet die UISP im
Herbst 1972 die Internationalen
Polizeigrundsätze. Wesentlicher
Inhalt: Die Polizei ist eine zivile In-
stitution, ihre Beschäftigten haben
Gewerkschaftsrechte, sie haben
ein Recht auf ihrer Aufgabe ange-
messene Ausbildung und Bezah-
lung.

Genau zu diesem Gedanken
passt die GdP-Studie „Gebremste
Polizei“ vom Dezember 1972. Dort
wird für den allgemeinen Polizei-
dienst das Fachhochschulstudium
und für den leitenden Polizeidienst
das Hochschulstudium verlangt,
um den Anforderungen von Bür-
gern und Öffentlichkeit an eine
Polizei gerecht zu werden, die mit
hoher sozialer Kompetenz Konflik-
te möglichst gewaltfrei lösen kann.
Auf die zu jener Zeit fast ungläu-
big gestellte Frage, ob in jedem
Streifenwagen ein Kommissar sit-
zen solle, sagt die GdP „Ja“. Was
damals schier unerhört erscheint,
ist heute im 50. Jubiläumsjahr der
GdP in einigen Ländern (fast)
Selbstverständlichkeit, in anderen
auf einem guten Wege.

Und noch ein GdP-Erfolg. Ab
Mai 1972 gibt es eine finanzielle
Entschädigung für angeordnete
Mehrarbeit.

Im Mai 1972 versucht die GdP bei
ihrer 6. Veranstaltung Presse und
Polizei über die tagesaktuelle Be-
schäftigung mit terroristischen An-
schlägen hinaus Ursachen und Aus-
wirkungen von Aggressionen aus-
zuleuchten. Unter dem Leitthema
„Explodierende Gewalt“ referiert
der Psychiater Prof. Dr. Friedrich

Hacker über
Aggressions-
ursachen; den
m ö g l i c h e n
E i n f l u s s
der Medien
b e l e u c h t e t
SPIEGEL-Re-
porter Gerhard
Mauz.

Das erste
konstr ukt ive
Misstrauens-
votum in der
Geschichte der
Bundesrepu-
blik scheiter t:
Der CDU-Vorsit-
zende Rainer
Barzel erhält
247 der 260
abgegebenen Stimmen und verpasst
die erforderliche absolute Mehrheit
um zwei Stimmen.

1973
Die Reihe der GdP-Erfolge geht

auch 1973 weiter: Sie setzt durch,
dass die Polizei – zusätzlich zur
Polizeizulage von monatlich
120,00 DM in die allgemeine Zu-
lagenregelung einbezogen wird.
Es gibt auch mehr Mitbestimmung
– das Ergebnis hartnäckigen Drän-
gens zur Änderung des Bundes-
personalvertretungsgesetzes.

Ganz wichtig: Arbeiter, Ange-
stellte und Beamte erhalten das 13.
Monatsgehalt.

Die Zuständigkeiten des Bun-
deskriminalamtes werden erwei-
tert, auch dies ein Ergebnis der
GdP-Arbeit.

Die Kette gewerkschaftlicher
Erfolge wird innerhalb der Polizei
honoriert: Die Mitgliederstärke der
Polizei wächst auf über 125.000.

 Seit dem Beginn der Studen-
ten-Bewegung 1967/1968 experi-
mentieren immer mehr Jugendli-
che auf der Suche nach neuen Le-
bensformen mit Drogen. Ha-
schisch wird als „weiche“ Droge

angesehen, die anders als Alkohol
friedlich machen soll. Die Spirale
setzt sich in Gang, der Umstieg auf
harte Drogen beginnt. Beschaf-
fungskriminalität und Drogen-
handel werden zum Dauerthema
der Polizei.

Im Oktober 1973 werden die In-
dustriestaaten daran erinnert, dass
der Mensch Beine zum Laufen und
nicht nur einen Fuß zum Gasgeben
hat. An drei Sonntagen wird aufgrund
der Ölkrise das Autofahren verboten.

Was geschah noch? Für Kinder gibt
es neue Lieblinge: Die ARD kauft 260
Folgen der amerikanischen Vor-
schulserie „Sesamstraße“: Ernie und
Bert und ihre Freunde begleiten fort-
an ganze Kindergenerationen.

1974
Ein unerhörtes Ereignis in der

Geschichte der Bundesrepublik:
Bei der Polizei wird gestreikt! Weil
die öffentlichen Arbeitgeber kein
annehmbares Angebot unterbrei-
ten, beschließt der GdP-Bundes-
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Deutsch-niederländische Begeg-
nung am Grenzübergang Arnheim.
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vorstand im Februar 1974 die Ur-
abstimmung über Kampfmaßnah-
men. 90,9 Prozent der Arbeiter und
Angestellten in der GdP votieren
für den Arbeitskampf. Der an-
schließende Streik zeigt Wirkung.
Die Löhne und Gehälter für Arbei-
ter und Angestellte und für die Be-
amten im Rahmen der Besol-
dungsanpassung steigen um elf
Prozent – ein aus heutiger Sicht
schier unvorstellbares Ergebnis.

Zugleich wird die wöchentliche
Arbeitszeit auf 40 Stunden redu-
ziert.

Für die Polizei in Deutschland
ein wichtiges Datum: Im Februar
1974 beschließt die Innenminister-
konferenz zur Terrorismus-Be-
kämpfung und zur Bekämpfung
anderer Gewalttäter ein Konzept
für die Aufstellung und den Ein-
satz von Spezialeinheiten der Län-
der und des Bundes. Damit wer-
den die unterschiedlichen Ent-

wicklungen in Organisation, Aus-
bildung und Ausstattung von Spe-
zialeinheiten für länderüber-
greifende Einsätze zusammenge-
führt.

Das Aussehen der Polizei ändert
sich. Im September 1974 einigt

sich die Innenministerkonferenz
sowohl auf ein neues Outfit für
Fahrzeuge wie für die Polizistin-
nen und Polizisten. Die Fahrzeu-
ge sollen fortan eine Kontrast-
lackierung minzgrün/weiß erhal-
ten, und bei der neuen Dienstklei-
dung entscheiden sich die Innen-
minister für den Vorschlag des Mo-
deschöpfers Oestergaard – eine
Kreation, deren unstreitiger Ge-
winn darin besteht, dass es end-
lich bundesweit eine einheitliche
Dienstkleidung gibt, womit jedoch
nichts über deren Praxistaug-
lichkeit gesagt ist. Allerdings: Die
Abschaffung der Amtsabzeichen
konnte nicht erreicht werden; nur
Hessen verzichtet auf Schulter-
klappen.

Ein politischer Skandal erregt die
Republik: Günter Guillaume, persön-
licher Referent von Bundeskanzler
Willy Brandt, und seine Frau Christel

werden am 24. April 1974 als Spio-
ne des MfS enttarnt. Am 6. Mai tritt
Brandt zurück, zehn Tage später folgt
ihm Helmut Schmidt als Bundeskanz-
ler.

1975
Polizeidienst ist ohne Wechsel-

schichtdienst nicht vorstellbar –
ebenso wenig wie gewerkschaft-
liche Arbeit in der GdP ohne den
Schwerpunkt bei den Belastungen
des Dienstes rund um die Uhr. Im
Frühjahr 1975 stellt der Fach-
ausschuss Schutzpolizei den
Forderungskatalog zum Thema
„Schichtdienst und seine Folgen“
auf, eine Arbeit, auf die in den fol-
genden Jahren aufgebaut wird.

Werner Kuhlmann, der rund 17
Jahre als Vorsitzender das ge-
werkschaftspolitische Profil der
GdP gezeichnet hat, tritt ab: Am
9. Oktober 1975 stellt er sein Amt
zur Verfügung, um sich seinen
neuen Aufgaben als Oberbürger-
meister seiner Heimatstadt Gel-
senkirchen widmen zu können.
Am gleichen Tag wählen Gewerk-
schaftsausschuss und -vorstand

den bisherigen  stell-
vertretenden Vorsit-
zenden Helmut
Schirrmacher, Poli-
zeidirektor aus Nie-
dersachsen, zum
Vorsitzenden.

Einen Tag darauf
feiert die GdP ihr 25-
Jähriges in Düssel-
dorf. Ein weiterer
Grund zum Feiern:
Die GdP zählt inzwi-
schen über 135.000
Mitglieder.

Beharr l i chke i t
führt zum Ziel: Wie
weiland der alte
Cato in Rom hat die
GdP jahrelang den
paramilitärischen
Charakter des BGS
kritisiert. Jetzt drin-
gen ihre Argumente

durch: Das Personalstrukturgesetz
für den BGS wird verabschiedet,
ein wichtiger Schritt, um den BGS
zu einer „richtigen“ Polizei – mit
einer Ausbildung entsprechend
der Schutzpolizeien der Länder –
zu machen.

Helmut
Schirrmacher,
hier im
Gespräch
mit seinem
Vorgänger
Werner
Kuhlmann,
ist GdP-
Vorsitzender
von 1975 bis
1982.
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Ob die Polizei die richtigen Waf-
fen und die richtige Munition hat,
ist Thema der 7. Veranstaltung
Presse und Polizei im April 1975.
Dies ist der Einstieg in das jahre-
lange hartnäckige Engagement
der GdP zur Verbesserung insbe-
sondere der Polizeimunition – eine
Arbeit, die erst im Winter 1999
durch den Beschluss der Innen-
ministerkonferenz zur Einführung
einer neuen Polizeimunition ihren
erfolgreichen Abschluss findet.

Der Terrorismus geht weiter. Die
RAF entführt im Februar 1975 den
Westberliner CDU-Vorsitzenden
Peter Lorenz, der nach Frei-
pressung von fünf RAF-Häftlingen
freigelassen wird. Ende April über-
fällt die RAF-Gruppe „Holger
Meins“ die deutsche Botschaft in
Stockholm; vier Botschaftsangehö-
rige werden ermordet. Im Mai
1975 wird der Baader-Meinhof-
Prozess in Stuttgart-Stammheim
eröffnet.

Am 30. April 1975 endet mit
dem Einmarsch nordvietnamesi-
scher Truppen in Saigon der Viet-
namkrieg – ein Ereignis, das zwar
geografisch entfernt stattfand, je-
doch deutliche Spuren auch in der
deutschen Innen- und Gesell-
schaftspolitik hinterlassen hat, al-
lein schon, was das Demonstra-
tionsgeschehen und die Demon-
strationskultur angeht.

Zum 1. Januar 1975 wird die
Volljährigkeitsgrenze von 21 auf 18
Jahre herabgesetzt.

Was geschah noch? Ein riesiger
Flächenbrand bricht am 9. August
1975 in der Lüneburger Heide aus.
Das Feuer wütet sechs Tage lang, elf
Menschen kommen ums Leben,
8000 Hektar Wald werden vernichtet.

Am 19. Juni 1975 heiraten König
Karl XVI. Gustav von Schweden und
Silvia Sommerlath.

1976
Es sind unruhige Zeiten bei der

Polizei. Die Belastungen und die
Gefährdungen, nicht zuletzt durch
den Terrorismus, steigen – die Un-
zufriedenheit über die unzurei-
chenden beruflichen und sozialen
Bedingungen in der Polizei auch.
In Niedersachsen beginnt das Jahr
1976 mit einer Welle von Protest-
kundgebungen, die Anfang April
mit einer Sternfahrt nach Hanno-
ver abgeschlossen wird. In Nord-
rhein-Westfalen beschäftigt sich
ein Außerordentlicher Delegier-
tentag mit den „sozialen Unge-
rechtigkeiten“.

Das Gutachten über das Berufs-
bild der Polizei – erstellt von der
Universität Saarbrücken – wird der
Öffentlichkeit übergeben, ein
Werk, das in vielen Punkten die
Kritik der GdP bestätigt, dem aber
leider nicht der politische Wille
folgt, die notwendigen Konse-
quenzen zu ziehen. Die GdP-Stu-

die „Polizei im Wechselschicht-
dienst“ führt dazu, dass erstmals
in der Öffentlichkeit die Selbstver-
ständlichkeit des polizeilichen
Dienstes rund um die Uhr als be-
rufliches und soziales Problem
wahrgenommen und diskutiert
wird. Der Bundeskongress im Ok-
tober 1976 in Mainz erhebt zentra-
le Forderungen zu wichtigen

Themenfeldern wie Reform des öf-
fentlichen Dienstrechts, Laufbahn,
Ausbildung, Wechselschicht-
dienst, Bewertung, Vermögensbil-
dung und Neuordnung der Man-
teltarifverträge.

Was geschah noch? Ein Objekt von
Joseph Beuys, nämlich eine Badewan-
ne mit Mull, Vaseline und Heftpflaster,
wird während einer Feier vom SPD-
Ortsverein Leverkusen irrtümlich als
Bierkühler benutzt – welche Banau-
sen! Schadenersatz: 180.000 DM.

1977
Nicht nur, aber auch eine Folge

der Bedrohung durch den Terro-
rismus: Die Polizeien von Bund
und Ländern arbeiten enger zu-
sammen, und somit rückt die Ver-
schiedenartigkeit der Polizei-
gesetze ins Blickfeld. Folge: Eine
breite Diskussion über ein einheit-
liches Polizeigesetz beginnt, und

die GdP beteiligt sich mit einer
ausführlichen Stellungnahme.

Das seit 1970 versprochene
neue Spitzenamt für den mittleren
Polizeidienst (A 9 mit Zulage)
rückt näher: Der Gesetzgeber geht
endlich auf die Forderung der GdP
ein. Auch in Sachen Wechsel-
schichtdienst geht es voran. Das in
der GdP-Studie geforderte arbeits-
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Wer kennt heute noch die Namen? Bei der Entführung von Arbeitgeber-
präsident Schleyer im September 1977 werden die Polizeibeamten
Reinhold Brändle, Roland Pieler und Helmut Ulmer ermordet.
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wissenschaftliche Gutachten wird
in Auftrag gegeben.

Weitere für das Jahr 1977 wich-
tige Daten:

Arbeitern, Angestellten und
Beamten wird ein Urlaubsgeld ge-
zahlt.

Das Jugendarbeitsschutzgesetz
gilt jetzt auch für junge Polizei-
beschäftigte.

Im BGS werden die ersten GdP-
Kreisgruppen gegründet.

Der Terrorismus erreicht 1977
das bislang höchste Ausmaß. Am
7. April werden Generalbundesan-
walt Buback und zwei Personen-
schützer erschossen. Am 30. Juli
wird Jürgen Ponto, Vorstandsspre-
cher der Dresdner Bank, bei einem
Entführungsversuch getötet. Am 5.
September wird der Arbeitsgeber-
präsident Hanns-Martin Schleyer
entführt, während Fahrer und
Leibwächter getötet werden. Die
Entführer verlangen die Freilas-
sung von elf inhaftierten Terrori-
sten. Am 13. Oktober entführen
palästinensische Terroristen eine
Lufthansa-Boeing nach Mogadi-
schu, um Terroristen freizupressen.
Am 18. Oktober befreit die GSG 9
die Passagiere, drei der Entführer
werden getötet. Wenige Stunden
später werden Baader, Raspe und
Gudrun Ensslin in ihren Zellen in
Stuttgart-Stammheim tot aufge-
funden. Am 19. Oktober wird die
Leiche von Hanns-Martin Schleyer
im Kofferraum eines Autos in
Mühlhausen entdeckt.

Was geschah noch? Am 1. Juli
1977 tritt die Reform des Ehe- und
Familienrechts in Kraft. Bei Scheidun-
gen wird das Schuld- durch das Zer-
rüttungsprinzip ersetzt.

1978
Ein Ziel, das die GdP seit ihrer

Gründung auf Bundesebene im
Jahr 1950 verfolgt, wird endlich
erreicht: Sie wird Mitglied im
Deutschen Gewerkschaftsbund.

 Die Überzeugung, dass auch
Beamte, Angestellte und Arbeiter
der Polizei abhängig Beschäftigte
sind und somit wesentliche gesell-
schaftspolitische, soziale und wirt-
schaftliche Betrachtungen mit der
übrigen Arbeitnehmerbewegung
teilen, findet durch diesen Beitritt
zum 1. April 1978 ihre Erfüllung.
Der Außerordentliche Delegier-
tenkongress am 1. März 1978 in
Berlin hat zuvor beschlossen, den
Aufnahmeantrag zu stellen, um im
DGB die Interessen der Tarif-
beschäftigten und der Beamten im
Polizeidienst in Bund und Ländern
zu vertreten. Die deutliche Steige-
rung der Mitgliederzahl auf über
152.000 im gleichen Jahr bestätigt
diesen Weg.

Die deutliche Sprache hilft: Auf
dem Hintergrund aktueller Tarifaus-
einandersetzungen in der Druck-
und Metallindustrie stellt die GdP
auf einer Arbeitstagung des Landes-
bezirks NRW in Duisburg die Posi-
tion der Polizei im Arbeitskampf
klar. Leitsatz: Streik und Aussper-
rung sind die Stunde der Tarifpart-
ner und nicht der Polizei.

Das Bild der Polizei wird martialischer. Zum Objektschutz werden Mitte
der 70er Jahre in Bonn gepanzerte Fahrzeuge eingesetzt.

Trauerfeier für die drei bei der Entführung von Arbeitgeberpräsident
Schleyer im September 1977 ermordeten Polizeibeamten.
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Die GdP engagiert sich weiter
bei dem Weg des BGS zu einer
„echten“ Polizei und beteiligt sich
zum ersten Mal mit eigenen Kan-
didaten an der Wahl zum BGS-
Hauptpersonalrat. Es wird ein
überragender Erfolg – ein Beweis,
dass der GdP-Kurs von den Be-
schäftigten im BGS voll anerkannt
wird.

Auf die durch den Computer ermög-
lichten Datener fassungen er folgt
zum 1. Januar 1978 die gesetzgebe-
rische Reaktion: Das Datenschutzge-
setz, das die Privatsphäre des Bür-
gers schützen und die unerlaubte
Weitergabe persönlicher Daten ver-
hindern soll, tritt in Kraft. Im Februar
1978 wird das Amt des Bundesbe-
auftragten für den Datenschutz ein-
gerichtet, die Länder ernennen eige-
ne Landesbeauftragte.

Was geschah noch? Er läuft und
läuft. Nach 40 Jahren läuft am 19.
Januar 1978 der letzte VW-Käfer vom
Fließband. Er wird in Mexiko im dorti-
gen Volkswagenwerk zunächst weiter
produziert.

1979
Ein wichtiger Schritt voran: Wie

von der GdP in ihren Konzepten
zur Qualifikation und Bewertung
des Polizeidienstes gefordert,
bringt das Jahr 1979 in den Poli-
zeien der Länder den Umstieg auf
das obligatorische sechssemes-
trige Studium für den gehobenen
Polizeidienst.

Was sich 1977 im Gesetzge-
bungsverfahren angebahnt hat,
wird wahr: Das neue Spitzenamt
im mittleren Dienst, A 9 mit Zula-
ge, gilt mit Wirkung vom 14. Ja-
nuar 1979, und zwar in Bund und
Ländern.

Das sind die guten Nachrichten
im Frühjahr 1979. Die schlechte:
Mit den Probebohrungen zur Er-
richtung einer Wiederaufberei-
tungsanlage für Atommüll im nie-
dersächsischen Gorleben beginnt

eine jahrelange Kette von Demon-
strationen, immer dort, wo es um
industrielle Großprojekte oder um
militärische bzw. politische Sym-
bole für die Raketenrüstung geht.
Die Namenskette der Orte – ohne
Anspruch auf Vollständigkeit –
wird ganzen Polizei-Generationen
geläufig: Gorleben, Grohnde, Kal-
kar, Brokdorf, Mutlangen, Start-
bahn West Frankfurt, Bitburg, Ber-
lin, Bonn, Wackersdorf. Das Prob-
lem für die Polizei ist ein doppel-
tes. Zum einen wächst die Zahl der
friedlichen Demonstranten im
Laufe der Jahre bis hin zu den
rund 300.000, die 1983 an der
Friedensdemonstration in Bonn
teilnehmen, zum anderen bildet
sich ein Potential reisender Ge-

walttäter, die
völlig unabhän-
gig vom Anlass
die Auseinan-
dersetzung mit
der Polizei su-
chen und mit
immer größerer
Brutalität vor-
gehen.

Die GdP ap-
pelliert öffent-
lich immer wie-
der an das Ge-
bot der Fried-
lichkeit bei
der politischen
Auseinander-
setzung. Zu-
gleich enga-
giert sie sich
stark für die
Verbesserung
der persönli-
chen Schutz-
ausstattung, um
das persönliche
Risiko der Ein-
satzkräfte zu
mindern.

Der Bezug
zur täglichen
Praxis der Poli-
zei als Grundla-
ge der GdP-Ar-
beit führt im

Oktober 1979 zu einem Meilen-
stein: Nach intensiven Gesprächen
mit der Automobilindustrie wird
das „GdP-Pflichtenheft Funk-
steifenwagen 2000“ vorgelegt –
die Grundlage für die offizielle
Technische Richtlinie Funkstrei-
fenwagen, die seither je nach Er-
fordernis fortgeschrieben wird.

Durchaus willkommen: Im Rah-
men der Tarif- und Besoldungs-
runde wird das Urlaubsgeld auf
300 DM verdoppelt.

Am 8. Mai 1979 verabschiedet der
Europarat in Straßburg die „Deklara-
tion über die Polizei“, das erste in-
ternationale Dokument, das den zivi-
len Status der Polizei und das
Gewerkschaftsrecht festlegt.
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Der Protest von Atomkraftgegnern richtet sich auch
gegen Castor-Transporte – eine schwierige Aufgabe
für Polizei und BGS, die einerseits den Transport
gegen Militante schützen und andererseits eine
friedliche Demonstration ermöglichen müssen.
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Die Belastungen des Schicht-
dienstes bleiben ein Dauerthema.
Am 8. Dezember 1979 suchen
GdP-Mitglieder bei dem GdP-
Aktionstag zum Schichtdienst in
30 Städten quer durch Deutsch-
land das Gespräch mit dem Bür-
ger; bei aller Notwendigkeit des
Dienstes rund um die Uhr soll um
Verständnis für die Belastungen
geworben werden.

1980
Das hat die Kölner Sporthalle

auch noch nicht gesehen. Nach
einer Sternfahrt finden sich dort
am 4. März 1980 7.500 Kollegin-
nen und Kollegen ein, um gegen
die Belastungen des Wechsel-
schichtdienstes zu protestieren
und den Forderungen der GdP
nach Verbesserung Nachdruck zu
verleihen. Die meisten kommen in
Dienstkleidung, allerdings die
bayerischen Kollegen nicht. Ihnen
wurde dies offiziell untersagt; sie
tragen die krachlederne „Natio-
naltracht“. Der Innenminister-
konferenz wird im April 1980 die
GdP-Resolution zum Wechsel-
schichtdienst übergeben.

Aus heutiger Sicht märchenhaft:
Die Einkommensrunde führt zu
einer Verbesserung von 6,3 Pro-
zent. Im übrigen wird die zweijäh-

rige versorgungsrechtliche Warte-
frist für A9-plus Zulage-Stellen ab-
geschafft.

Ein weiterer beachtlicher
Fortschritt, den die GdP erreicht

hat: Aus dem eingangs dieser
Chronik als Beispiel aufgeführten
Polizeihauptwachtmeister, 32
Jahre, verheiratet, zwei Kinder,
ist inzwischen ein Polizeimeister
geworden, schlicht deshalb, weil
sich die Eingangsämter verän-

dert haben. Verändert hat sich
auch das Einkommen, nämlich
auf nunmehr 2450,89 DM. Der
zum Vergleich aufgeführte
Angestellte in der Vergütungs-
gruppe VII BAT, ebenfalls 32
Jahre alt, verheiratet, zwei
Kinder, zehn Jahre im öffentli-
chen Dienst, kommt auf
2356,20 DM.

Im Frühjahr 1980 hält die
„Hlywa-Fahndung“ die Polizei im
Köln-Bonner Raum in Atem. Hlywa
hat einen Polizeibeamten getötet
und ist in die Wälder des Bergischen
Landes geflohen. Wie ein Phantom
wird er gesehen, verschwindet aber
immer wieder. Hektisch wird es, als
er angeblich gleichzeitig an mehre-
ren Orten auftaucht. Als er schließ-
lich in einem Haus gestellt wird, er-
schießt er sich.

Aber auch das gibt es. Bei Kra-
wallen nach einer öffentlichen

Vereidigung von Bundeswehr-
rekruten werden in Bremen am
6. Mai 1980 257 Polizeibeamte ver-
letzt. Die GdP veröffentlicht da-
raufhin eine Resolution zur Rolle
der Polizei bei gesellschaftspoliti-
schen Auseinandersetzungen.

Bundespräsi-
dent Prof. Karl
Carstens
besucht 1979
in Hannover
den GdP-
Bundes-
kongress.

In der Kölner Sporthalle geht’s rund. Im März 1980 protestieren 7500
Kolleginnen und Kollegen nach einer Sternfahrt gegen die Belastungen
des Wechselschichtdienstes.
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Eine Männerdomäne fällt. In
den Stadtstaaten Hamburg und
Berlin gab es in den Nach-
kriegsjahren bereits Frauen bei
Schutz- und Kriminalpolizei, je-
doch mit einem separaten Werde-
gang. Nachdem bei der Kriminal-
polizei Frauen in Ausbildung und
Verwendung den Männern gleich-
gestellt sind, werden nun in Ber-
lin und in einigen anderen Bun-
desländern die ersten Frauen in
den allgemeinen Dienst bei der
Schutzpolizei eingestellt, ein nicht
ganz einfacher Prozess. Beispiel: In
einigen Kleiderkammern mutet

man ihnen
„aus pragmati-
schen Grün-
den“ Hosen in
kleinen Her-
rengrößen zu.

Die Par tei
„Die Grünen“
gründet sich
am 13. Januar
1980 in Karlsru-
he als Bundes-
partei.

Was geschah
sonst noch? Die

Bundesrepublik schließt sich elf an-
deren europäischen Ländern an und
führ t am 6. April 1980 die Sommer-
zeit ein.

Auf dem Münchener Oktoberfest
werden bei der Explosion eines
Sprengsatzes 13 Menschen getötet
und über 200 schwer verletzt. Täter
ist ein Student, Angehöriger der ver-
botenen rechtsextremistischen
„Wehrspor tgruppe Hoffmann“; er
kommt bei dem Anschlag selbst ums
Leben.

1981
Die Reihe der gewalttätigen

Auseinandersetzungen geht im
Jahr 1981 weiter. Berlin, Frankfurt
und Hamburg sind nur einige der
Orte. Die GdP fordert Maßnahmen
gegen diesen Straßenterror. Beim

„Marsch auf Brokdorf“ versam-
meln sich über 50.000 Atomkraft-
gegner zum Protest, 10.000 Polizis-
ten sind im Einsatz. Nach der Räu-
mung eines Hüttendorfs auf dem
Gelände der geplanten Startbahn
West in Frankfurt kommt es zu
schweren Ausschreitungen.

Auf einer Sondersitzung be-
schließt der Bundesvorstand The-
sen und Forderungen zum De-
monstrationsgeschehen und den
kriminellen Begleiterscheinungen.
Die Innenministerkonferenz folgt
in wesentlichen Punkten der Posi-
tion der GdP, so bei der Überzeu-
gung, dass Gesetzesverschär-
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Politische Gespräche auf hoher Ebene. GdP-Vorsitzen-
der Helmut Schirrmacher und GdP-Geschäftsführer
Friedel Gniesmer diskutieren mit Bundeskanzler Helmut
Schmidt.

Eine Männer-
domäne fällt:
Seit 1980
werden Frauen
in den allgemei-
nen Dienst der
Schutzpolizei
eingestellt.

Neben den Krawallen darf der friedliche Protest nicht übersehen
werden. Am 10. Oktober 1981 bekennen sich rund 300.000 Men-
schen in Bonn auf der bislang größten Kundgebung in der Bundesre-
publik zu Frieden und Abrüstung.
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fungen nicht weiterhelfen, dafür
jedoch die Ausschöpfung beste-
henden Rechts. Wichtig ist das Be-
kenntnis der Politik, wonach poli-
tische Anliegen keinesfalls Rechts-
brüche rechtfertigen.

Fortschritt beim Kampf für die
Verbesserungen im Schichtdienst:
Schichtdienstleistende bekommen
bis zu vier Tagen Zusatzurlaub
jährlich.

Führungswechsel bei der GdP:
Helmut Schirrmacher wird zum
Polizeipräsidenten von Bielefeld
ernannt. Zu seinem Nachfolger als
GdP-Vorsitzender wählen Ge-
werkschaftsausschuss und -vor-
stand am 26. Juni 1981 Günter
Schröder, Kriminalhauptkom-
missar aus Nordrhein-Westfalen.

Bei den immer wiederkehren-
den Krawallen auf der Straße darf
nicht übersehen werden, dass die

große Mehr-
heit zum fried-
lichen Protest
steht. Am 10.
Oktober 1981
bekennen sich
rund 300.000
Menschen in
Bonn auf der
bisher größten
Friedensde-
monstration in
der Geschich-
te der Bundes-
republik zur
F o r d e r u n g
nach Frieden
und Abrüs-
tung.

Was geschah noch? Gar nicht fried-
lich, sondern ausgesprochen fies
geht es bei der Fernsehserie „Dallas“

zu, die ab Sommer
1981 im Fernse-
hen ausgestrahlt
wird. Prinz Charles
heiratet Lady Di.

1982
Für die Ge-

werkschaften im
DGB ein herber
Ansehensver-
lust: Der SPIE-
GEL enthüllt im
Februar 1982
den Skandal um
die persönliche

Bereicherung von Vorstandsmit-
gliedern des gewerkschaftseige-
nen Bauunternehmens NEUE
HEIMAT; die öffentliche Aufarbei-
tung des Vorfalls drängt die unbe-
streitbaren Verdienste des Unter-
nehmens bei der Beschaffung er-
schwinglichen Wohnraums für
Millionen von Arbeitnehmer-
familien während der fünfziger
und sechziger Jahren in den Hin-
tergrund.

Bei ihrer ständigen Mahnung
gegenüber Politik und Öffentlich-

keit zur Friedlichkeit erreicht die
GdP am Verfassungstag, dem 23.
Mai 1982, hohe Aufmerksamkeit.
In der geschichtsträchtigen Frank-
furter Paulskirche mahnt die GdP
zum „Frieden nach innen“; Bun-
deskanzler Helmut Schmidt und
ZEIT-Herausgeberin Marion Grä-
fin Dönhoff unterstützen in ein-
drucksvollen Reden den GdP-Ap-
pell.

Einige bleiben offenkundig bei
Radikalität und Gewalt. Am 23.
Juli 1982 wird die GdP-Bundes-
geschäftsstelle durch einen Brand-
anschlag erheblich beschädigt.
Das GdP-Archiv wird fast vollstän-
dig vernichtet. Der Anschlag gilt
der GdP als Berufsorganisation der
Polizei.

Immer wieder der Wechsel von
friedlich und unfriedlich. Bei der

Die Reihe der gewalttätigen Auseinandersetzungen reißt nicht ab. Die
Startbahn West in Frankfurt ergänzt ab Herbst 1981 die Einsatzorte
der Polizei.

Günter Schröder, GdP-Vorsitzender von 1982 bis 1986.

So etwas geht auch in einer Republik ans Herz:
königliche Hochzeit zwischen Prinz Charles und Lady
Di am 29. Juli 1981.
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größten Demonstration der Nach-
kriegszeit kommen am 10. Juni
1982 rund 400.000 Teilnehmer aus
Anlass des Staatsbesuchs von US-
Präsident Ronald Reagan und des

Gipfeltreffens der NATO-Staaten
nach Bonn. Es bleibt völlig fried-
lich. Hingegen fordern Ausschrei-
tungen an der Startbahn West 140
Verletzte, 90 Personen werden
festgenommen.

Auf ihre Weise kampfbereit ist
die GdP. Sie wehrt sich im Juli und
September 1982 auf Protestkund-
gebungen zusammen mit dem
DGB gegen die Abkoppelung der
Besoldungsanpassung vom Tarif-
ergebnis. Ergebnis: Nachdem ge-
plante Einkommenskürzungen
vom Tisch sind, wird auch auf die
Abkoppelung verzichtet.

Der 17. Ordentliche Bundes-
kongress der GdP in Nürnberg be-
rücksichtigt neue Entwicklungen
in der Polizei. In die Satzung wer-
den zwei neue Bundes-
fachausschüsse aufgenommen,
nämlich für Frauen und für den
Bundesgrenzschutz.

Christian Klar, einer der meist-
gesuchten Terroristen, wird nach
fünfjähriger Fahndung im Sach-
senwald bei Hamburg festgenom-
men.

Nach 13 Jahren zerbricht in Bonn
die sozial-liberale Koalition. Über ein
konstruktives Misstrauensvotum wird
Dr. Helmut Kohl (CDU) am 1. Okto-
ber 1982 im Bundestag zum Bundes-
kanzler gewählt.

Was geschah noch? „Ein bisschen
Frieden“ singt Nicole und gewinnt
damit beim Grand Prix d’Eurovision
de la Chanson. Was würde Stefan
Raab heute sagen? „Wadde habbe
wir uns gefreut“.

1983
Im Sommer 1983 bekräftigt die

GdP in einem einstimmigen
Vorstandsbeschluss ihre Haltung,
eine Verschärfung des Versamm-
lungsgesetzes abzulehnen. Be-
gründung: Eine Strafbewehrung
von Vermummung und Passiv-
bewaffnung hilft der Polizei nicht,

sondern behindert vielmehr eine
sinnvolle Polizeitaktik, wenn es
darum geht, einerseits eine fried-
liche Demonstration zu schützen
und andererseits Straftäter zu ver-
folgen. Das beharrliche Eintreten
für Friedlichkeit zeigt Erfolg. Bei
der Aktionswoche der Friedens-
initiativen im Oktober 1983 blei-
ben befürchtete Ausschreitungen
weitgehend aus. Bundespräsident
Prof. Carstens äußert Verständnis
für die Sorge vieler Menschen um
den Frieden, hält aber die Beru-
fung auf das Widerstandsrecht aus
der Verfassung für „absurd“. Nach
der Demonstration von rund
300.000 Menschen bei der
Friedensdemo in Bonn bilanziert
NRW-Innenminister Dr. Schnoor,
dass das positive Echo auf den
Polizeieinsatz dem „lageange-
passten Auftreten“ zu verdanken
sei.

Aufmerksamer Beobachter der
Bonner Demo ist auf Einladung der
GdP der Generalsekretär der Po-
lice Federation Englands, Peter
Tanner. Angesichts zunehmender
Auseinandersetzungen der briti-
schen Polizei in London mit
Gewaltbereiten will er sich über
Einsatzkonzepte in Deutschland
informieren.

Im Herbst 1983 beteiligt sich die
GdP an Demonstrationen der
DGB-Gewerkschaften des öffent-
lichen Dienstes gegen Sozialab-
bau und Arbeitsplatzvernichtung
im öffentlichen Dienst.

Was geschah noch? Eine Sensati-
on wird zum Skandal: Die Hambur-
ger Illustrier te STERN veröffentlicht
am 28. April 1983 „Hitlers Tagebü-
cher“, am 6. Mai beweist das
Bundesarchiv in Koblenz, dass es
sich um eine dreiste Fälschung han-
delt.

1984
Im Rahmen der allgemeinen

gewerkschaftlichen Forderungen
zur Verkürzung der Arbeitszeit

Auf  dem  Hintergrund anhaltender Gewalt bei Demonstrationen mahnt
die GdP in einer eindrucksvollen Veranstaltung in der Frankfurter Pauls-
kirche zum Frieden. Zu den Rednern gehört Bundeskanzler Helmut
Schmidt.
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tritt die GdP mit einem eigenen
Konzept an. In Bremen folgen über
5000 Mitglieder dem GdP-Aufruf
zu einer Demonstration für die
Verkürzung der Lebensarbeitszeit.
Motto: „55 Jahre sind genug! –
Gebt jungen Menschen Arbeit“.

Nach fünfjährigen Verhandlun-
gen tritt der neue Tarifvertrag für
Angestellte in der Datenverarbei-
tung in Kraft.

Ein bis heute aktuell gebliebe-
nes Thema: Im Oktober 1984 be-
schäftigt sich ein GdP-Forum zur
Verkehrssicherheit in Köln mit
„Unfallgeschehen – Spiegelbild ei-
ner Ellbogengesellschaft“.

Auf Initiative der GdP behandelt
ein UISP-Seminar an der Polizei-
führungsakademie in Münster
„Terrorismus – ein internationales
Problem in Europa“. Wie aktuell
das Thema ist, beweist sich am
Schlusstag des Seminars. Im eng-
lischen Seebad Brighton wird das

Grand Hotel durch eine Bombe
schwer beschädigt. Premierminis-
terin Thatcher bleibt unverletzt.

Die erste große Parteispenden-
affäre, die „Flick-Affäre“, führt zu

Rücktritten (Graf Lambsdorff, Dr.
Barzel).

Was geschah noch? Ein neues
Medienzeitalter zeichnet sich ab. Zum
1. Januar 1984 startet in Ludwigs-
hafen das Pilotprojekt Kabelfernse-
hen. 1200 „Testgucker“ können zu-
sätzlich acht Programme sehen.

George Orwells düstere Zukunfts-
prognose in seinem Roman „1984“
tritt nicht ein: Das Jahr geht zu Ende,
ohne dass der totale Überwachungs-
staat Wirklichkeit wird.

1985
Damals unerhört, heute in eini-

gen Ländern, allen voran NRW,
schon fast eine Selbstverständlich-
keit: „Ein Kommissar in jeden
Streifenwagen“. In einem Presse-
gespräch erhebt der GdP-Vorsit-
zende Günter Schröder diese For-

derung, weil der Polizeidienst von
seinem Anforderungsprofil in den
gehobenen Dienst gehört; die
„Zweigeteilte Laufbahn“ wird im-
mer mehr zur zentralen Perspek-

tive der GdP-Politik. Für eine ent-
sprechend leistungsgerechte Be-
wertung der Polizei ruft die GdP
im Frühjahr 1985 zu einer Reihe
von Kundgebungen, die am 18.
April 1985 in Stuttgart beginnen
und im Oktober in Mainz mit 5000
Teilnehmern ihren Höhepunkt
und Abschluss finden. Weitere
heftige Kritik der GdP bei dieser
Protestreihe: die völlig veraltete
Personalbedarfsplanung bei der
Polizei. Gefordert wird eine drin-
gende Verstärkung der Polizei, um
den offenkundig gewachsenen
Anforderungen gerecht zu wer-
den.

Immer mehr wird die Sorge um
die Umwelt auch zu einem The-
ma für die Polizei. In Düsseldorf
findet am 25. April 1985 das GdP-
Forum „Polizei und Umwelt“ statt,
bei dem verbesserte Bekämp-
fungsmöglichkeiten von Umwelt-
straftaten gefordert werden. Der
Düsseldorfer Künstler Anatol, Kol-
lege des Verkehrsdienstes und
versierter Puppenspieler bei der
Verkehrspuppenbühne des Düs-
seldorfer Präsidiums, gestaltet sei-
nen „Baum in Blei“, eine Plastik,
die seither ihren ständigen Platz
im Foyer des Hildener Gewerk-
schaftshauses hat.

Am 14. September 1985 erinnert
die GdP unter dem Motto „40 Jah-
re danach – 35 Jahre GdP“ im
Hamburger Rathaus an den Auf-
bau der Polizei nach Kriegsende
und die Gründung der GdP.

Polizeiliche Großeinsätze setzen
sich fort. Beim Weltwirtschafts-
gipfel in Bonn sind ca. 11.000 Kol-
leginnen und Kollegen im Einsatz.

In Hessen entsteht am 12. Dezem-
ber 1985 die erste rot-grüne Landes-
regierung. Joschka Fischer, damals
noch in Turnschuhen, wird Umwelt-
minister.

Was geschah noch? Der 29. Mai
1985 wird zum schwarzen Tag für den
Fußball. Beim Europacup-Spiel zwi-
schen Juventus Turin und FC Liver-
pool im Brüsseler Heysel-Stadion

Der Debatte zur Arbeitszeitverkürzung fügt die GdP ein eigenes Konzept
an: Unter dem Motto „55 Jahre sind genug - gebt jungen Menschen
Arbeit“ ruft sie 1984 zur Demonstration nach Bremen.
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werden 39 Menschen getötet und
über 400 verletzt, als nach Ausein-
andersetzungen zwischen Fußball-
fans eine Panik ausbricht.

Ein Novum für die Bundesrepublik
Deutschland: Am 18. Januar 1985
wird zum ersten Mal „Smogalarm“
der Stufe III ausgerufen – in zahlrei-
chen Städten herrscht totales Fahr-
verbot für Kraftfahrzeuge.

Der 17-jährige Boris Becker wird
am 7. Juli 1985 als erster Deutscher
Wimbledon-Sieger, eine Welle der
Tennisbegeisterung beginnt.

Das tägliche Leben zieht beim
Fernsehen ein. Am 8. Dezember
1985 wird die erste Folge der

„Lindenstraße“
ausgestrahlt.

1986
Betteln ist

eine naheliegen-
de Lösung,
wenn man kein
Geld hat. Also
gehen Mitglie-
der der GdP-
K r e i s g r u p p e
Kassel auf die
Straße, um für
die Ausstattung
der Diensträume
des Schichtdien-
stes bei  den Bür-
gern um Geld
und Sachspen-
den zu bitten.
Der Innenmini-
ster in Hessen
hat nämlich kein
Geld, wie er
sagt.

Als die Aktion
bekannt wird, ist
doch plötzlich
Geld aus dem

Topf des Innenministeriums da.
Die GdP-Aktion ist dem Minister

dann doch wohl zu peinlich.
Bei der Bewertung des Polizei-

dienstes kommt die GdP einen
Schritt vorwärts. Die Obergrenzen
für die Anteile der Beförderungs-
ämter in den Besoldungsgruppen
A 8 und A 9 werden um jeweils
fünf Prozentpunkte auf 40 v. H. an-
gehoben. Das Urlaubsgeld wird
für die Besoldungsgruppen A 1 bis
A 8 von 300 auf 450 DM erhöht.

Auf dem 18. Bundeskongress
der GdP im November 1986 in
Mannheim verzichtet Günter
Schröder auf eine nochmalige
Kandidatur zum Vorsitzenden.
Zum Nachfolger wird Hermann
Lutz, Polizeioberrat aus Rhein-
land-Pfalz, gewählt.

Mit einer in der Öffentlichkeit
viel beachteten Plakataktion weist
die GdP im September 1986 auf
die Belastung des Polizeidienstes
hin: „Wir halten für Sie die Köpfe
hin. Sag ja zur Demokratie – sag
ja zur Polizei“.

Ein Datum, das schlagartig die
Risiken der friedlichen Nutzung
der Kernenergie offenbart: Am 26.
April explodiert der Reaktorblock
4 des Kernkraftwerks Tschernobyl
in der Ukraine. Dabei wird die
fünfzigfache Radioaktivität der
Atombombenexplosion von Hiro-

Paradox: Bei der Demo für Abrüstung in Bonn fliegen Steine, und die
Polizei muss sich schützen.

Schwarzer Tag des Fußballs:
Beim Europacup-Spiel zwischen
Juventus Turin und dem FC
Liverpool am 29. Mai 1985
kommen bei einer Massenpanik
im Heysel-Stadion in Brüssel 39
Menschen ums Leben.
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shima freigesetzt. Die radioaktive
Wolke schlägt sich über Skandina-
vien, Ost- und Mitteleuropa nie-
der. Beamte von BGS und Länder-
polizeien überprüfen Lkw und de-
ren Ladungen beim Grenzübertritt
von Osten auf Radioaktivität. Der
Geigerzähler wird zum polizeili-
chen Einsatzmittel.

Die rheinland-pfälzische Polizei,
die in dem Ruf steht, nicht beson-
ders demonstrationserfahren zu
sein, liefert ein vielbeachtetes
Meisterstück: Bei der Demonstra-
tion von über 180.000 Menschen
in der Eifel gegen die Raketen-
rüstung verfolgt sie ein Konzept
der einsatzbegleitenden Öffent-
lichkeitsarbeit und der ständigen
Kommunikation mit den Veran-
staltern. Es bleibt nicht nur völlig
friedlich, sondern die Polizei ge-
winnt erheblich an Ansehen.

Ein Bombenanschlag auf die Berli-
ner Diskothek „La Belle“, in der haupt-
sächlich amerikanische Soldaten ver-
kehren, fordert am 5. April 1986 zwei
Tote und über 200 Verletzte. Die US-
Geheimdienste vermuten libysche Ter-
roristen als Drahtzieher. Zehn Tage spä-
ter fliegen US-Kampfflugzeuge Bom-
benangriffe auf Tripolis und Bengasi.
100 Menschen sterben bei der umstrit-
tenen Vergeltungsaktion der USA.

Der Terror fordert weitere Opfer.
Am 9. Juli kommen der Siemens-
Manager Karl Heinz Beckurts und
sein Fahrer bei einem Bombenan-
schlag ums Leben, am 10. Oktober
wird der Leiter der politischen Abtei-
lung im Auswärtigen Amt, Gerold von
Braunmühl, erschossen. Am 5. De-
zember verabschiedet der Bundestag
schärfere Gesetze zur Bekämpfung
des Terrorismus.

1987
Ein schlimmes

Jahr für die Poli-
zei: Im Oktober
1987 werden in
Hannover zwei
Kollegen bei einer
Fahndung er-
schossen, zwölf
Tage später, am
2. November 1987,
sterben wieder
zwei Kollegen,
diesmal an der
Startbahn West,
der blutige Höhe-
punkt der dortigen
Auseinanderset-
zungen. „Die Far-
be der Trauer ist
grün an diesem
Dienstagvormittag“, sagt ein
Rundfunkreporter über den an-
schließenden Trauerzug, zu dem
die GdP nach Frankfurt gerufen
hat.

Nicht genug der Gewalt: Im Ber-
liner Stadtteil Kreuzberg kommt es
zu den schlimmsten Krawallen in
der Geschichte der geteilten Stadt.
Es gibt Brandstiftungen, Plünde-
rungen und brutale Angriffe ge-
gen Personen.

Das Engagement der GdP für
den Schichtdienst führt zu einem
weiteren Erfolg. Die Zulage für
den Dienst zu ungünstigen Zeiten
(DuZ) wird auf 1,50 DM pro Stun-
de erhöht.

Nach den Ländern stellt nun
auch der BGS Frauen in den
Polizeivollzugsdienst ein.

Im Mai 1987 konstituiert sich die
Seniorengruppe (Bund) aufgrund
des Beschlusses vom GdP-Kon-
gress 1986 in Mannheim.

Der Strukturwandel im Ruhrge-
biet bekommt ein Symbol: In Duis-
burg-Rheinhausen sollen zahlrei-
che Arbeitsplätze in der Stahlin-
dustrie wegfallen. An den Demon-
strationen zum Erhalt der Arbeits-
plätze beteiligt sich die GdP, ein
lebendiger Beweis für die Solida-

rität mit Arbeitnehmern, die um
ihre Zukunft bangen.

Bis heute nicht eindeutig geklärt
ist ein Fall, der im Jahr 1987 großes
Aufsehen erregt. Dr. Uwe Barschel,
Ministerpräsident von Schleswig-Hol-
stein, muss zurücktreten, nachdem
Bespitzelungen seines Gegenkandi-
daten Björn Engholm bekannt wer-
den. Zwei Wochen später, am 11. Ok-
tober 1987, wird Barschel tot in der
Badewanne eines Genfer Hotels auf-
gefunden. Die Behörden erkennen
auf Selbstmord, doch gibt es bis heu-
te immer wieder Thesen um ein Mord-
komplott.

Was geschah noch? Vom gefürch-
teten sowjetischen Militär unentdeckt
fliegt der 19-jährige Spor tpilot

Hermann Lutz, GdP-Vorsitzender
von 1986 bis 1998.

Zum 2. Mai 1987 kommt es in Berlin zu den bislang
schlimmsten Krawallen in der geteilten Stadt.
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Mathias Rust mit einem Sportflug-
zeug von Hamburg nach Moskau, wo
er auf dem Roten Platz landet.

Am 7. Juli 1987 versagen bei ei-
nem mit 3200 Litern Treibstoff be-
ladenen Tanklastzug die Bremsen.
Das Fahrzeug rast im hessischen
Herborn in ein Haus und explodiert.
Fünf Menschen sterben.

1988
Das Thema Arbeitszeitverkür-

zung erreicht auch den öffentli-
chen Dienst. Bei der Tarifrunde
1988 wird die 38,5-Stunden-Wo-
che vereinbart, die in Stufen bis
1990 eingeführt wird – heute in ei-
nigen Ländern für die Beamten
wieder auf 40 Stunden heraufge-
setzt.

Die GdP lässt
sich zusammen
mit den anderen
Gewerkschaften
des öffentlichen
Dienstes im DGB
auf moderate Ta-
rifabschlüsse ein,
um finanziellen
Raum für Neu-
einstel lungen
u. a. bei der Poli-
zei zu schaffen.
Das Ergebnis ist
enttäuschend.
Trotz dringender
Appelle honorie-
ren die öffentli-
chen Arbeitge-
ber das Entge-
genkommen der
Gewerkschaften
nicht.

Die Risiken
des Polizeiberufs
werden aber-
mals deutlich. In
der Polizeiwache
im bayerischen
Dorfen werden
drei arglose Kol-
legen von einem
Mann erschos-
sen, dessen

waffenrechtliche Erlaubnis über-
prüft werden soll.

Tagelang hält im August 1988
ein Ereignis Poli-
zei und Öffent-
lichkeit in Atem:
das Gladbecker
Geiseldrama. Die
B a n k r ä u b e r
Rösner und De-
gowski werden
nach einer Ver-
f o l g u n g s t o u r
durch Nord-
rhein-Westfalen,
Niedersachsen
und Bremen von
einem SEK auf
der Autobahn bei
Siegburg ge-
stoppt. Das Gei-
seldrama fordert

insgesamt drei Menschenleben,
darunter ist auch ein Kollege. Das
Medienspektakel um die Geisel-
nahme gerät heftig in die Kritik,
zumal die Berichterstattung über
das Verbrechen in Köln zu einer
Live-Show mit Interviews der Tä-
ter pervertiert.

Als Folge dieser Geiselnahme
lebt die Diskussion um den fina-
len Rettungsschuss ebenso wieder
auf wie diejenige über eine geeig-
nete Polizeimunition. Und es gibt
eine Konsequenz für die Polizei-
taktik. Seither steht die Lösung
einer Geiselnahme am Tatort im
Vordergrund. Die GdP veröffent-
licht ihre Auffassung zur Normie-
rung des tödlich wirkenden Schus-
ses im Sinne der Rechtsklarheit
und -sicherheit für die Polizei auf
einer Pressekonferenz im Novem-
ber 1988.

Zur Unterstützung gewerk-
schaftlicher Initiativen wird ein
eigener GdP-Aktionsbus beschafft
und ausgestattet.

Am 3. Oktober 1988 stirbt der
bayerische Ministerpräsident Franz
Josef Strauß, einer der prominentes-
ten, aber auch umstrittensten Politi-
ker der Nachkriegszeit.

Was geschah noch? Bei einer Luft-
fahrtschau auf dem US-Luftwaffen-
stützpunkt in Ramstein stoßen am

Das Gladbecker Geiseldrama im August 1988 endete
mit einem Blutbad. Einer der Geiselnehmer bedroht
Silke Bischoff, die ihr Leben verliert.

Mit einer um den Hals gehängten Zielscheibe demon-
striert dieser Polizist während eines Trauerzugs in
Freiburg am 5.11.1987 seine Bestürzung über den
Tod zweier an der Startbahn West erschossener
Polizeibeamter.
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28. August 1988 drei Düsenjäger
zusammen und stürzen in die Zu-
schauermenge. 39 Menschen kom-
men sofort ums Leben, 31 weitere
erliegen später ihren Verletzungen.

1989
Hartnäckige „Bearbeitung“ der

Politik führt zum Erfolg. Die GdP
erreicht beachtliche Erfolge:
Polizeizulage und Zulage für den
Dienst zu ungünstigen Zeiten sol-
len verbessert, eine Erschwernis-
zulage für verdeckte Ermittler ein-
geführt werden. Und es soll wie-
der einen finanziellen Ausgleich
für Polizeibeamte in Ballungsräu-
men geben.

Ein großes Verdienst für die GdP
und ein Armutszeugnis für die gro-
ßen politischen Parteien: Nach
dem Einzug der rechtsradikalen
Republikaner in das Berliner Ab-
geordnetenhaus im Februar 1989
ist es die GdP, die mit ihrer detail-
lierten Analyse des Parteipro-
gramms der REPs und einem Ab-
gleich am Grundgesetz deren
wahre Gesinnung beweist. Die
etablierten Parteien, aber auch
Medien und Öffentlichkeit greifen
begierig auf die GdP-Analyse zu-
rück. Das Engagement bleibt nicht
ohne hohe Anerkennung: Der
GdP-Vorsitzende Hermann Lutz
wird mit der Theodor-Heuss-Me-
daille ausgezeichnet.

Immer wieder beweist die GdP,

dass sie zur Durchsetzung ihrer
Ziele die Kolleginnen und Kolle-
gen der Polizei zu mobilisieren ver-
steht. Im Oktober 1989 demon-
strieren tausende von Polizei-
beschäftigten in Hannover und
Kiel gegen Einsparmaßnahmen
sowie gegen Überlastung und
Unterbewertung des Polizei-
dienstes.

Die Organisation der Polizei
wird immer mehr zum Thema. In
Nordrhein-Westfalen verabschie-
det die GdP im September 1989
eine Resolution, die die einheitli-
che Organisation der Polizei for-
dert.

Die politische Wende im Osten
kündigt sich an. Tausende von DDR-
Bürgern kehren ihrer Heimat den
Rücken; sie suchen den Weg in den
Westen über die bundesdeutschen
Botschaften in Warschau, Prag und
Budapest. Als Ungarn im September
1989 den Zaun zum Westen öffnet,
setzt sich ein ganzer Strom in Bewe-
gung.

Die Montags-Demonstrationen in
Leipzig gewinnen immer mehr Zulauf,
die öffentliche Kritik an den wir t-
schaftlichen und politischen Verhält-
nissen in der DDR wird immer lauter:
„Wir sind das Volk!“ Die DDR feiert
zwar Anfang Oktober 1989 ihr 40-jäh-
riges Bestehen in Berlin, doch der
Prozess des Wandels ist nicht mehr
aufzuhalten. Am 9. November 1989
öffnet die DDR die Grenzen nach
West-Berlin, die Mauer fällt. Auf den

Straßen Berlins feiern Zehntausende
die neue Freiheit.

1990
Die GdP muss „gesamtdeutsch“

denken und handeln: Sie leistet
mit ihren Gliederungen den Kol-
leginnen und Kollegen der Volks-
polizei in der DDR Hilfe zum Auf-
bau einer eigenen gewerkschaft-
lichen Struktur, die ihnen bis zur
Wende im alten System verwehrt
war. Mit hohem Engagement wird
die Gewerkschaft der Volkspolizei
(GdVP) aufgebaut. Am 30.Mai

1990 unterzeichnen GdP und
GdVP einen Vertrag, in dem bei-
de Seiten ihren Willen zur Schaf-
fung einer einheitlichen Berufsor-

Der GdP-Vorsitzende  Hermann
Lutz vor dem Brandenburger Tor,
das Ende 1989 noch von der
Mauer verdeckt ist.

Die deutsch-deutsche Vereinigung im Herbst 1989: Westberliner
Polizisten feiern die Grenzöffnung mit einem Kollegen der Volkspolizei
am 11. November 1989.
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ganisation der Polizei in Deutsch-
land erklären. Als sich die politi-
sche Einigung Deutschlands zum
3. Oktober 1990 abzeichnet, eini-
gen sich GdP und GdVP: Die
GdVP löst sich auf, im Oktober
1990 wird mit der Gründung der
GdP-Landesbezirke in den neuen
Ländern begonnen.

Unter dem Eindruck der noch
ganz jungen Vereinigung Deutsch-
lands findet der 19. Bundeskon-
gress der GdP im Oktober 1990 in
Frankfurt-Hoechst statt.

Der ganz allgemein für Staat,
Wirtschaft und Gesellschaft not-
wendige Prozess des Zusammen-
führens und -findens ist auch für
die Polizei und die GdP nicht ein-
fach. An die Stelle eines zentralis-
tisch gelenkten Machtapparates
tritt der Aufbau von Landespoli-
zeien, verbunden mit der Notwen-
digkeit einer organisatorischen
Entflechtung. Bereiche wie Feuer-
wehr, Strafvollzug, Pass- und Mel-
dewesen und Betriebsschutz wer-
den ausgegliedert und in die ent-
sprechenden Verwaltungen der
Länder und Kommunen integriert.
Parallel zu dieser Entwicklung in
der Polizei geht der Aufbau der
Landesbezirke Ost und ihrer Unter-
gliederungen voran. Für den Bun-
desgrenzschutz gilt es, sich nun-
mehr auf das deutlich größere Bun-
desgebiet auszudehnen und seine
Rolle nach dem Wegfall der
deutsch-deutschen Grenze in we-
sentlichen Teilen neu zu definieren.

Neben der Aufgabe, den
Einigungsprozess wie beschrieben
mitzugestalten, bleibt der GdP
natürlich ihr gewohntes Arbeits-
feld erhalten. In Nordrhein-West-
falen kämpft die GdP u. a. mit ei-
ner Handzettelaktion für „Mehr
Personal für die Polizei“; eine De-
monstration im November 1990
mit mehr als 15.000 Teilnehmern

fordert mehr Personal, bessere Be-
rufschancen und eine gerechte Be-
wertung.

Was sich 1989 abgezeichnet hat,
wird wahr. Zahlreiche von der GdP

geforderte Verbesserungen wer-
den 1990 Wirklichkeit. Erstmals
seit 1972 steigt die Polizeizulage
von 120 DM auf 200 DM – und sie
wird ruhegehaltfähig. Die allge-
meine Zulage wird erhöht, und die
Stellenplanobergrenzen für den
gehobenen Dienst werden erst-
mals seit 1971 angehoben. Auch
die Entschädigungssätze für den
Dienst zu ungünstigen Zeiten wer-
den aufgestockt, und zwar auf 2,50
DM zur Nachtzeit und auf 4,00 DM
für Sonn- und Feiertage.

Die stetige Arbeit der GdP lässt
sich wiederum belegen:  Der 32-
jährige Kollege, verheiratet, zwei
Kinder, zehn Jahre im Dienst, ist
aufgrund verbesserter Stellenplä-
ne inzwischen Polizeiobermeister;
sein Einkommen: 3322,541 DM.
Der vergleichbare Angestellte der
Vergütungsgruppe VII BAT kommt
auf 2866,92 DM.

Zwei politische Attentate: Am 25.
April 1990 wird SPD-Kanzlerkandidat
Oskar Lafontaine mit einem Messer
schwer verletzt, am 12. Oktober
1990 wird Bundesinnenminister Wolf-

Nach dem Fall der Mauer organisiert sich die gewerkschaftliche
Arbeit, hier beim 1. Ordentlichen Kongress der GdVP.

Am 30. Mai
1990 unter-
zeichnen GdP-
Vorsitzender
Hermann Lutz
(links) und
GdVP-Vorsitzen-
der Guido
Grützemannn
den Vertrag zur
Schaffung einer
einheitlichen
Gewerkschaft.
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gang Schäuble von Schüssen getrof-
fen; er bleibt an den Rollstuhl gefes-
selt.

Am 2. Dezember 1990 findet die
erste gesamtdeutsche Bundestags-
wahl statt.

1991
In mehreren Ländern, so in Hes-

sen, Rheinland-Pfalz, Nordrhein-
Westfalen, kommt Bewegung in
ein Gefüge, das jahrzehntelang
praktisch als unveränderbar ge-
golten hat: Der Anteil des geho-
benen Dienstes wird zu Lasten des
mittleren Dienstes angehoben. Der
Weg zur zweigeteilten Laufbahn –
ein ganz entscheidendes Ziel ge-
werkschaftlicher Arbeit seit 1972
– wird mit immer größeren Schrit-
ten eingeschlagen. Eine wichtige
Schützenhilfe hierbei ist das Gut-
achten der Unternehmens-
beratungsfirma Kienbaum, die im
Auftrage des Innenministeriums
NRW in einem Gutachten zur
„Funktionsbewertung der Schutz-
polizei“ im Sommer 1991 zu dem
Schluss kommt, dass mit wenigen
Ausnahmen die schutzpolizeiliche
Tätigkeit dem gehobenen Dienst
zuzuordnen ist.

Das Jahr 1991 wird von der GdP
intensiv genutzt, um gegenüber
dem Gesetzgeber deutlich zu ma-
chen, dass insbesondere für den
Wechselschichtdienst weitere Ver-
besserungen notwendig sind. Er-

gebnis: Rückwirkend zum 1. April
1991 wird eine neue Schicht- und
Wechselschichtdienstzulage von
bis zu 200 DM eingeführt, die al-
lerdings für den Polizeivollzugs-
dienst zu 50 v. H. auf die Polizei-
zulage angerechnet wird.

Dass gewerkschaftliche Forde-
rungen – wenn’s sein muss – mit-
hilfe von Demonstrationen deut-
lich gemacht werden müssen, wird
prompt auch in den neuen Län-
dern praktiziert. In Magdeburg
und Dresden demonstrieren Tau-
sende von GdP-Mitgliedern für
bessere Arbeitsbedingungen bei
der Polizei.

Immer mehr wird klar, egal ob
in Ost oder West: Die allgemeine
wirtschaftliche Situation in der
Bundesrepublik und die schlech-
te Kassenlage von Bund und Län-
dern führen zu einer völlig ande-
ren Zielrichtung gewerkschaftli-
cher Politik. Immer weniger geht
es um eine positive Weiterentwick-
lung der beruflichen, wirtschaftli-
chen und sozialen Verhältnisse bei
der Polizei – immer mehr geht es
um die Abwehr von zum Teil be-
trächtlichen Verschlechterungen.

Ab nach Berlin: Der Deutsche Bun-
destag entscheidet sich nach langer
Debatte mit knapper Mehrheit für
Berlin als künftigen Sitz von Parla-
ment und Regierung.

1992
Der GdP geht die Umsetzung

der zweigeteilten Laufbahn zu
langsam: Der Bundesvorstand ver-
abschiedet im März ein Thesen-
papier zur zweigeteilten Lauf-
bahn, und im gleichen Monat neh-
men in München über 8000 Kolle-
ginnen und Kollegen an der bun-
desweiten Demonstration teil, um
diesem Ziel Nachdruck zu verlei-
hen.

Der Druck der GdP zahlt sich
aus. Noch im gleichen Jahr begin-
nen mehrere Länder, so Hessen,
Nordrhein-Westfalen, Niedersach-
sen und Rheinland-Pfalz, mit dem
Einstieg: Der gehobene Dienst wird
deutlich ausgeweitet. Zugleich
sorgt die GdP dafür, dass die Älte-
ren in der Polizei nicht vergessen
werden, die während ihrer Dienst-
zeit derlei Qualifikations- und Auf-
stiegsmöglichkeiten nicht gehabt
haben. Also bekommen Lebens-
ältere und somit auch Dienst-
erfahrene die Möglichkeit des Auf-
stiegs in den gehobenen Dienst,
und zwar aufgrund einer Vielzahl
unterschiedlicher Modelle.

Im Mai 1992 kommt es zum
zweiten und bislang größten Streik
des öffentlichen Dienstes in der
Bundesrepublik Deutschland;
auch die GdP hat nach dem Schei-
tern der Tarifverhandlungen eine
Urabstimmung durchgeführt.
GdP-Mitglieder des Tarifbereichs
beteiligen sich an den Kampfmaß-
nahmen.

Etwas fürs Auge: Am 13. Mai
1992 lädt die GdP nach Mönchen-
gladbach zu einer außergewöhn-
lichen Modenschau. Unter dem
Motto „Die GdP zieht an“ wird
eine neue funktionale und modi-
sche Dienstkleidung gezeigt, die
wertvolle Anstöße für Verbesse-
rungen gibt. Innergewerkschaft-
lich von Bedeutung ist im Oktober
1992 der Außerordentliche Bun-
deskongress in Braunschweig. Die
Delegierten verabschieden eine
neue Satzung; die Zahl der Mit-
glieder des Bundesvorstandes ver-

Kolleginnen und Kollegen der GdVP nehmen ein jahrelang vermisstes
Recht in Anspruch, sie demonstrieren.
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ringert sich auf 32, dafür wird ein
Gewerkschaftsbeirat geschaffen,
der zwischen den Bundeskongres-
sen das höchste Organ der GdP ist.

Ebenfalls im Oktober 1992 wird

in Berlin an der Uhlandstraße das
GdP-Büro Berlin eröffnet.

Eigentlich hat die GdP geglaubt,
dass die Diskussion über die un-
terschiedlichen Aufgaben und
Funktionen von Polizei einerseits
und Bundeswehr andererseits
Ende der 70er Jahre ihren
Abschluss gefunden hat. Im
Herbst 1992 kommt indes auf dem
Hintergrund des politischen
Entspannungsprozesses und der
Verkleinerung der Bundeswehr im
Bundesinnenministerium die Idee
auf, Zeitsoldaten „wegen ihrer
Vorkenntnisse“ mit einer verkürz-
ten Ausbildung in die Polizei zu
übernehmen. Die GdP interveniert

sofort: „Zum Polizeidienst gehört
mehr als das Tragen von Uniform
und Waffe.“ Das Vorhaben wird
nicht weiter verfolgt.

Rechtsradika-
le und ausländer-
feindliche Über-
griffe werden im-
mer mehr zu ei-
nem innenpoliti-
schen Problem;
Rostock-Lichten-
hagen am 22.
August 1992 und
Mölln am 23. No-
vember 1992
sind nur zwei Da-
ten solcher Ereig-
nisse.

Was geschah
noch? Die erste
deutsche „Daily
Soap“, „Gute Zei-
ten, schlechte
Zeiten“, startet
am 11. Mai 1992
bei RTL.

1993
Die neue

Organisations-
struktur des
Bundesgrenz-
schutzes mit

der Einrichtung von Grenzschutz-
präsidien tritt zum 1. April 1993 in
Kraft.

Die GdP-Initiative „Demokratie
braucht unseren Einsatz“, die vom
DGB unterstützt wird, startet im
Juni 1993. Über ein ganzes Jahr
hinweg werden in fünf Städten der
neuen Länder Foren durchgeführt,
um gesellschaftliche Gruppen und
Vertreter von Kommunen und Po-
lizei zusammenzuführen. So soll
der Prozess der Einbindung der
Polizei in den neuen Ländern in
ein neues Rechts- und Staats-
verständnis unterstützt werden.

Nach rund einem Jahr Pause
lebt die Debatte über Polizei und

Bundeswehr wieder auf. Baden-
Württembergs Ministerpräsident
Teufel denkt öffentlich darüber
nach, ob Wehrpflichtige ihren
Wehrdienst in einer Art „Polizei-
reserve“ ableisten sollten. Die GdP
befragt daraufhin die übrigen Re-
gierungschefs der Länder nach
ihrer Haltung. Resultat: Die weit-
aus meisten winken ab.

Doch der nächste Vorstoß
kommt, diesmal wieder vom Bun-
desinnenministerium. Rund 500
Bundeswehrsoldaten sollen in der
Dienstkleidung des BGS an der
Grenze nach Osten eingesetzt
werden, um mit Hilfe von Wärme-
bildgeräten Schlepperbanden zu
fangen. Wieder interveniert die
GdP, die durchaus dafür ist,
Schlepperbanden dingfest zu ma-
chen, aber mit rechtlich einwand-
freien Lösungen. Ergebnis: Es wer-
den Angestellte zur Bedienung der
Geräte eingestellt und BGS-Beam-
te in die Bedienung eingewiesen.

Im selben Jahr stellt der Vorsit-
zende der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, Schäuble, Überlegungen
an, die Bundeswehr als „Sicher-
heitsreserve“ von Polizei und BGS
in ein sicherheitspolitisches Ge-
samtkonzept einzubeziehen. Wie-
der kontert die GdP: Wer die Ver-
besserung der inneren Sicherheit
will, muss ganz besonders auf die
verfassungsrechtlichen Eckpfeiler
achten.

Das Thema „innere Sicherheit“
gewinnt immer mehr an Bedeu-
tung in der öffentlichen und poli-
tischen Diskussion. Die GdP wirkt
an dieser Diskussion aktiv mit.
Damit festigt sich der Ruf der GdP,
an öffentlichen Debatten zur inne-
ren Sicherheit kompetent und
sachgerecht teilzunehmen. Als der
Bundeskanzler zum Phänomen
der zunehmenden Gewalt in der
Gesellschaft Vertreter gesell-
schaftlicher Gruppen, von Wissen-
schaft, Politik und Polizei am 27.
September 1993 an einen Tisch
ruft, wird auch der GdP-Vorsitzen-
de eingeladen. Dies wiederholt
sich am 26. Januar 1994.

Mai 1992: Die GdP macht Vorschläge für eine neue
funktionale und modische Dienstkleidung.
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Die Tarifrunde 1993 bringt Ein-
kommensverbesserungen um line-
ar drei Prozent ab Januar – aber
nach dem Willen der Bundesregie-
rung eine entsprechende Verbes-
serung der Beamtenbesoldung
erst vier Monate später. Und wie-
der wird demonstriert, diesmal
gleich vor der Tür des Innenmini-
sters in Bonn zusammen mit den
anderen DGB-Gewerkschaften
des öffentlichen Dienstes, und
zwar am 20. April 1993. Es bleibt

bei der Abkoppelung; was die GdP
erreicht, ist, dass die Sätze der
Mehrarbeitsvergütung über die
Linearanpassung hinaus angeho-
ben werden.

Die Erfahrungen der GdP, für
gewerkschaftliche Ziele Demon-
strationen zu organisieren, sind
auch im Ausland geschätzt. Als im
April 1993 die griechische Regie-
rung trotz eindeutiger Rechtslage
der Polizeigewerkschaft in Athen
rundheraus die Existenz bestreitet,
hilft die GdP der UISP bei der Pla-
nung eines Demonstrationszuges
zum griechischen Parlament. Erst-
mals erlebt man in Europa eine
internationale Kundgebung von
Polizeigewerkschaftern, jeweils in
der Dienstkleidung ihres Heimat-
landes. Erfolg: Ein halbes Jahr spä-
ter ist die griechische Gewerk-
schaft offiziell anerkannt.

Zum 1. Januar 1993 tritt der Euro-
päische Binnenmarkt in Kraft; für 340
Millionen Menschen gibt es einen frei-
en Verkehr von Personen, Waren und
Dienstleistungen.

1994
Auf dem Hintergrund einer an-

haltenden öffentlichen Diskussion
über die innere Sicherheit, auch
über zunehmende Unsicherheits-

gefühle in der Bevölkerung, verab-
schiedet der GdP-Bundesvorstand
im Februar 1994 ein Thesenpapier
zur inneren Sicherheit. Darin heißt
es, dass die originären Aufgaben der
Polizei nicht zur Disposition gestellt
werden dürfen. Immer mehr gera-
ten nämlich die Aufgaben der Poli-
zei in die Kritik, allerdings nur un-
ter dem Gesichtspunkt leerer öffent-
licher Kassen, während zugleich
private Sicherheitsdienste sich an-
bieten, in tatsächliche oder ver-
meintliche Sicherheitslücken mit ih-
ren Angeboten zu stoßen. Daher
widmet sich die GdP immer inten-
siver dem Verhältnis von Polizei und
privaten Sicherheitsdiensten. In
zahlreichen Stellungnahmen in den
Medien verdeutlicht die GdP ihre
Position zum Gewaltmonopol des
Staates und zum Boom privater Si-
cherheitsdienste, die keinerlei öf-
fentlicher Kontrolle unterliegen.

Anfang Mai 1994 findet der
Gründungskongress des Bezirks
BGS in Koblenz statt. Er nimmt im
November 1994 mit seiner Ge-
schäftsstelle in Köln seine Arbeit
auf. Die bislang in den Landesbe-
zirken organisierten BGS-Angehö-
rigen haben nun eine eigene
„GdP-Heimat“.

Der 20. Ordentliche GdP-Bun-
deskongress findet im November
1994 in Dresden statt.

1995
Das Bundesinnenministerium

betreibt eine Dienstrechtsreform,
um dem Leistungsprinzip verstärkt
Rechnung zu tragen, wie es heißt.
Tatsächlich – so der GdP-Vorsit-
zende Hermann Lutz auf einer
Protestkundgebung, die alle DGB-
Gewerkschaften des öffentlichen
Dienstes in Bad Godesberg auf
den Plan ruft – geht es um eine
„Ellbogen-Quotierung“, weil nach
dem Willen des Gesetzgebers
höchstens zehn Prozent der Be-
schäftigten in den Genuss von
Leistungsprämien kommen, wäh-
rend 90 Prozent leer ausgehen –
was den Ärger und den Unmut
unter den Kolleginnen und Kolle-
gen vorprogrammiert.

Ein Experiment gelingt. Die
JUNGE GRUPPE geht neue Wege,
um Themen öffentlich zu machen.
Sie veranstaltet auf dem Hinter-
grund einer ganzen Reihe von aus-
länderfeindlichen Übergriffen,
aber auch angesichts allgemein
zunehmender Gewaltbereitschaft
in der Gesellschaft ihr erstes inter-
nationales Motorradtreffen unter
dem Motto „Biker gegen Hass und
Gewalt“. Über 1000 in- und aus-
ländische Motorrad-Fans versam-
meln sich in Leipzig.

Einen ähnlichen Hintergrund
hat die Auseinandersetzung, die
die GdP im Mai 1995 mit amnesty
international führt. Dem von ai vor-
gelegten Dossier von über 70 Ein-
zelfällen erniedrigender Behand-
lung von Ausländern durch deut-

In großer Aufmachung berichteten griechische Zeitungen von der
Demonstration der UISP in Athen. Das Foto zeigt Polizeigewerkschafter
der UISP aus Europa zusammen mit ihren griechischen Kollegen.
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sche Polizeibeamte hält die GdP
ihr eigenes Recherche-Ergebnis
entgegen, wonach in der ganz
überwiegenden Zahl der Fälle der
Vorwurf völlig ungerechtfertigt, in
anderen Fällen nur die eine Seite
gehört worden ist. Die GdP lädt
hochrangige Vertreter von ai zu ei-
nem Gespräch am 26. September
1995 ein. Ergebnis: Über die Be-
achtung der Menschenrechte ist
man sich völlig einig, doch klaffen
die Auffassungen insbesondere
über die Beweisführung in den be-
haupteten Fällen weit auseinan-
der.

Noch einmal die JUNGE GRUP-
PE: Anlässlich der Tagung der Mi-
nisterpräsidenten der Länder im
Oktober in Lübeck zeigen die jun-
gen Kolleginnen und Kollegen,
was sie von Kürzungsmaßnahmen

im öffentlichen Dienst halten. Sie
kommen in kurzen Hosen.

Am 26. März 1995 tritt das
Schengener Abkommen in Kraft. Da-
mit entfallen die Kontrollen an den
EU-Binnengrenzen.

Was geschah noch? Am 23. Juni
1995 verhüllt der aus Bulgarien stam-
mende amerikanische Künstler
Christo den Berliner Reichstag mit
100.000 Quadratmetern Tuch, ein Er-
eignis, das fünf Millionen Zuschauer
anzieht.

1996
Das Stichwort „Globalisierung“,

bis dahin eigentlich nur für Fach-
leute ein Begriff, drängt 1996 im-

mer mehr ins öffentliche Be-
wusstsein. Im Juni 1996 protestie-
ren mehr als eine Viertelmillion
Menschen, darunter auch viele
GdP-Mitglieder, bei einer DGB-
Demonstration in Bonn gegen Ar-
beitslosigkeit und Sozialabbau.
Die Bundesregierung zeigt sich
wenig beeindruckt. Zudem wird
immer deutlicher, dass sich das
Thema nur teilweise auf nationa-
ler Ebene beeinflussen lässt. Nicht
nur in Deutschland wird prote-
stiert. Öffentliche Proteste in vie-
len Ländern führen schließlich
dazu, dass der Wirtschaftsgipfel im
Februar 1998 in London zu der ei-
gentlich selbstverständlichen Er-
kenntnis kommt, wonach zu einer
funktionierenden Wirtschaft un-
trennbar die Sozialpolitik gehört.

Das Thema ist auch für die Poli-
zei und somit die GdP interessant,
weil das Steueraufkommen, aus
dem u. a. die Polizei finanziert
wird, von der Wirtschaftentwick-
lung bestimmt wird. Den leeren öf-
fentlichen Kassen steht zudem ein
immer lauter werdender Ruf der
Öffentlichkeit nach mehr Sicher-
heit gegenüber.

Immer noch ist die geplante
Dienstrechtsreform im Gesetzge-
bungsverfahren. Die GdP stellt in
den Mittelpunkt ihres Protestes im
April 1996 eine Postkartenaktion,
bei der den beamtenpolitischen
Sprechern der Bundestagsfraktio-
nen „gelbe Karten“ geschickt wer-
den. Als das Gesetz dann doch
zum 1. Juli 1996 in Kraft tritt, sind
ihm dank der gewerkschaftlichen
Aktionen zumindest einige Zähne
gezogen.

Wie empfindlich die Öffentlich-
keit auf das Thema Atomenergie
reagiert, zeigt sich im Mai 1996 beim
„Castor-Transport“ von Atommüll
ins Zwischenlager nach Gorleben.
Insgesamt sind rund 19.000 Polizei-
beamte im Einsatz (nur zum Ver-
gleich: Das sind deutlich mehr als
ganz Dänemark überhaupt zur Ver-
fügung hat). Es kommt zu teilweise
sehr harten Auseinandersetzungen
mit der Polizei.

Attraktion
für fünf
Millionen
Zuschauer:
Der
Verpackungs-
künstler
Christo
(links mit
seiner Frau)
verhüllt  im
Juni 1995
den Berliner
Reichstag;
auch
Bundespräsi-
dent Prof.
Herzog ist
dabei.
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Ein seit Jahrzehnten immer wie-
der zwischen Bund und Ländern
und der GdP erörtertes Thema
nimmt erstmals einen erfolgver-
sprechenden Weg, ein Beweis, wie

wichtig Hartnäckigkeit im gewerk-
schaftlichen Geschäft ist. Nachdem
seit 1979 die Ausbildung für den
gehobenen Dienst an Fachhoch-
schulen stattfindet, soll nun die Ini-

tiative entwi-
ckelt werden,
folgericht ig
die Polizei-
f ü h r u n g s -
akademie in
Münster zu ei-
ner Hochschu-
le für Polizei
weiterzuent-
wickeln. Die
GdP stellt am
3. Juli 1996 in
einer Presse-
konferenz ihre
Vorstellungen
zur Zukunft
des höheren
Polizeidien-
stes vor; Kern-
punkt ist die
Bildung der
Hochschule
der Polizei.

Mit einer
neuen – aller-
dings unge-
wollten – Rolle
Berlins setzt
sich eine Fach-
tagung der
GdP am 12.
S e p t e m b e r

auseinander: „Hauptstadt Berlin –
Drehscheibe der Organisierten Kri-
minalität?“, womit auf die
geografische Lage Berlins auf dem
Kriminalitäts-Transitweg Ost-West
hingewiesen wird.

Was für einzelne Polizeibeamte
schon seit 1989 gilt, nämlich an
Auslandsmissionen teilzunehmen,
weitet sich im Jahr 1996 deutlich
aus. In Bosnien-Herzegowina be-
teiligen sich deutsche Polizistinnen
und Polizisten am UNO-Polizei-
kontingent, ein Einsatz, der im Jah-
re 2000 immer noch andauert.

1997
Je härter der Sparkurs von Bund

und Ländern wird, umso phanta-
sievoller muss die GdP agieren,
um das Ärgste an Zumutungen ab-
zuwenden. Natürlich sind weiter-
hin Demonstrationszüge mit
Kundgebungen wegen ihrer
Öffentlichkeitswirkung unver-
zichtbar, wie sich in Bonn, Dres-
den und Mainz erweist. Aber es
muss noch etwas Neues her. So
lässt die GdP am 3. Juli 1997
anlässlich der Tagung der Minis-
terpräsidenten der Länder in Bonn
die „Bannmeile durch die Präsenz
von Polizistinnen und Polizisten
schützen, damit die Regierungs-
chefs zu klugen Beschlüssen kom-
men“. Längs der Bannmeile wird
eine Kette aus Kolleginnen und
Kollegen gebildet, um so öffentlich
deutlich zu machen, dass die Spar-
maßnahmen, über die die Länder-
chefs beraten, keine rein akade-
mische Angelegenheit sind, son-
dern unmittelbare Auswirkungen
auf arbeitende Menschen, in die-
sem Fall bei der Polizei, haben.

Derselbe Gedanke führt im No-
vember 1997 zu einer weiteren
neuen Form, um Politikern die
Auswirkungen ihrer Beschlüsse
vor Augen zu führen; die GdP lädt
die Abgeordneten des Bundes-
tagsinnenausschusses zu einem
gemeinsamen Abend nach Bonn
ein, um ihnen im Beisein von Kol-

„Gelbe Karte“ der GdP für die Dienstrechtsreform;
DEUTSCHE POLIZEI berichtet im Mai 1996 über den
Protest.

Das Ausland
wird im
Rahmen von
UN-Missionen
immer häufiger
zum Einsatzge-
biet für
deutsche
Polizistinnen
und Polizisten,
hier 1996 in
Bosnien-
Herzegowina.
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leginnen und Kollegen aus ihren
Wahlkreisen vor Augen zu führen,
welche Auswirkungen die geplan-
ten Veränderungen im Versor-
gungsrecht haben.

Es wirkt: So werden Pläne zur
Kürzung der Sonderzuwendung –
für Laien: Weihnachtsgeld – zu-
rückgenommen. Und ganz wich-
tig: Überlegungen zur Heraufset-
zung der vorgezogenen Alters-
grenze für die Polizei – also über
60 Jahre hinaus – sind wieder vom
Tisch.

Es gibt aber noch weitere wich-
tige Themen für die GdP. So be-
schäftigt sich die Fachtagung Hö-
herer Dienst im April 1997 in Karls-
ruhe mit dem Thema „Polizei im
Wandel – Führung im Wandel“,
bei dem es um die Neuorganisati-
on der Polizei und deren Auswir-
kungen auf die polizeiliche Füh-
rung geht.

Eine weitere GdP-Fachtagung
„Polizei im Wandel – Arbeitszeit
im Wandel“ im November 1997 in
Berlin greift einen gewerkschaft-
lichen „Evergreen“ auf, die Bedin-
gungen des Wechselschicht-
dienstes.

Ein Schlagwort erreicht Deutsch-
land: „Zero Tolerance“. New Yorks
ehemaliger Polizeichef William
Bratton reist einem Messias gleich
durch deutsche Großstädte und ver-
kündet sein Rezept unnachsichtiger

Ver folgung auch kleinster Rechts-
verstöße.

Was geschah noch? Das Oder-
Hochwasser im Juli 1997 löst einen
Katastropheneinsatz enormen Aus-
maßes aus. Zeitweise sind bis zu
14.000 Bundeswehr-Soldaten, rund
1600 BGS-Beamtinnen und -beamte
und zahlreiche Polizei-Hunder t-
schaften aus mehreren Ländern im
Einsatz.

1998
Wieder sind

Ideen gefragt:
Bei der Tarif-
runde 1998 ver-
misst die GdP
im öffentlichen
und politischen
Bewuss tse in
die Einsicht,
dass es immer
noch keine
gleiche Bezah-
lung für den öf-
f e n t l i c h e n
Dienst und so-
mit für die Po-

lizei in Ost und West gibt. Die GdP
hilft dem Bewusstsein nach: In ei-
ner aufsehenerregenden Kampa-
gne wird die Angleichung gefor-
dert: „Da fehlt noch was!“. Die
Landesbezirke verteilen auf 85 DM

„reduzierte“ Hundert-Mark-
Scheine, ein riesenhaft vergrößer-
ter Geldschein, aufgehängt an ei-
nem Kran, ist für die öffentlichen
Arbeitgeber unübersehbar, als sie
zu Tarifverhandlungen in Stuttgart
eintreffen.

Rein zahlenmäßig mag der Er-
folg mit einer Anhebung der Ost-
Gehälter auf 86,5 v. H. des West-
Niveaus bescheiden sein, aber ent-
scheidend ist, dass die prinzipiell
ablehnende Haltung der öffentli-
chen Arbeitgeber durchbrochen
worden ist.

Anfang Februar 1998 beschließt
die Tarifpolitische Konferenz der
GdP in Kassel das „Tarifpolitische
Programm“.

Ende März 1998 wird in Arolsen
ein Geburtstag gefeiert. Die JUN-
GE GRUPPE wird 30 Jahre.

Wieder ein Castor-Transport: Im
Frühjahr 1998 ist diesmal Ahaus in
Westfalen das Ziel. Abermals sind
rund 10.000 Polizistinnen und Po-
lizisten aus Bund und Ländern im
Einsatz, und wieder mahnt die
GdP, dass die Politik aufgefordert
ist, einen gesellschaftlichen Kon-
sens nicht nur über den Ausstieg
aus der Technologie, sondern auch
einen „Transport-Konsens“ her-
beizuführen; derlei Kraftakte wie
bei Castor-Einsätzen – so die GdP
– zehren dermaßen an den perso-
nellen Möglichkeiten der Polizei,
dass die „Löcher“ in der vom Bür-

ger dringend
gewünschten
Präsenz vor
Ort unver-
meidbar sind.

Der 21. Or-
d e n t l i c h e
Bundeskon-
gress der GdP
in Bremen
geht mit sei-
nem Motto
„ O r d n u n g
schaffen –
eine Aufga-
be der Poli-
zei?“ auf den
dr ingenden

Eine pfiffige Idee: Die GdP „schützt“ am 3. Juli 1997
bei einer Demo in Bonn die Bannmeile, damit die Länder-
regierungschefs zu „klugen Beschlüssen“ kommen.

Das Oder-Hochwasser im Sommer 1997 löst Hilfsmaß-
nahmen enormen Ausmaßes aus. Bundeswehr, Polizei
und BGS sind zu Tausenden im Einsatz.
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Wunsch der Bevölkerung nach
mehr Sicherheit, aber auch nach
mehr Ord-
nung ein. Die
D i s k u s s i o n
mündet in ein
viel beachte-
tes Positions-
papier, das im
N o v e m b e r
1998 schließ-
lich vom Bun-
desvorstand
verabschiedet
wird und eine
deutlich ver-
besserte Zu-
sammenarbeit
aller Behör-
den und Insti-
tutionen ver-
langt, die zur
Erfüllung des Wunsches breiter
Bevölkerungskreise beitragen
können.

Der Kongress erlebt einen Ge-
nerationswechsel. Nach fast zwölf-
jähriger Amtszeit wird Hermann
Lutz, vier Monate zuvor 60 Jahre

alt geworden,
verabschie-
det. Zum
N a c h f o l g e r
wird Norbert
Spinrath, Poli-
zeihauptkom-
missar aus
N o r d r h e i n -
Westfalen, ge-
wählt.

Der Kon-
gress tut ein
Weiteres: An-
gesichts der
Pläne mehre-
rer DGB-Ge-
werkschaften
des öffentli-
chen Dienstes
und der DAG,
aufgrund des
Strukturwan-
dels im öffent-
lichen Sektor
eine gemein-
same Dienst-

leistungsgewerkschaft für den öf-
fentlichen wie privaten Sektor zu

schaffen, betont der Kongress,
dass die GdP auch weiterhin als
gewerkschaftliche Sprecherin der
Polizeibeschäftigten selbstständig
bleiben will.

Ende November 1998 verletzt in
München eine Polizeibeamtin

durch einen Schuss aus der Dienst-
waffe nicht nur einen mit einem
Messer bewaffneten Angreifer
tödlich, sondern unbeabsichtigt
auch noch seinen hinter ihm auf-
tauchenden Bruder. Die GdP
nimmt den Vorfall zum Anlass,
abermals gegenüber der Innen-
ministerkonferenz auf die Ein-
führung geeigneter „mann-
stoppender“ Munition bei der Po-
lizei zu drängen. Das Plädoyer der
GdP für eine neue Polizeimunition
findet in den Medien breiten Wi-
derhall.

Die Umsetzung der zweigeteil-
ten Laufbahn ist in Bund und Län-
dern unterschiedlich vorange-
schritten. Spitzenreiter ist das
Land Nordrhein-Westfalen mit ei-
nem Anteil von fast 77 Prozent im
gehobenen Dienst, gefolgt von
Hessen (ca. 62 Prozent), Rhein-
land-Pfalz (knapp 60 Prozent) und
Niedersachsen (58 Prozent). Die-
ser Fortschritt stellt sich nicht von
alleine ein. Die GdP bleibt in ih-
ren Landesbezirken und Bezirken
dicht am Ball, um bei Beratungen
mit den Landtagen entsprechen-
de Veränderungen der Stellenplä-
ne zu erreichen.

Nach 16 Jahren endet die Ära Kohl:
Die Bundesbürger wählen am 27.
September 1998 einen neuen Bun-
destag, mit Kanzlerkandidat Gerhard
Schröder gewinnt die SPD die Wahl;
die rot-grüne Bundesregierung steht
am 27. Oktober 1998.

1999
Berichte in den Medien über

schadhafte Behälter bei Atommüll-
Transporten führen verständlicher-
weise zu heftigen Irritationen in
der Polizei. In einem Gespräch mit
Bundesumweltminister Trittin er-
reicht die GdP die Zusage, dass
neue Atomtransporte erst wieder
möglich sein werden, wenn Ge-
fahren durch austretende Strah-
lung für die transportbegleitenden
Polizeikräfte ausgeschlossen sind.

„Da fehlt noch was!“ Die GdP mahnt bei der Tarifrunde
1998, dass es immer noch keine gleiche Bezahlung
für Ost und West gibt.

Generationswechsel an der Spitze der GdP. Nach fast
zwölfjähriger Amtszeit wird Hermann Lutz verabschie-
det. Zu seinem Nachfolger als GdP-Vorsitzender wird
Norbert Spinrath gewählt, der den symbolischen
Schlüssel zum GdP-Haus Hilden erhält.
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Es ist schon bezeichnend – aus-
gerechnet die moderne Kommuni-
kationstechnik offenbart, wozu der
Mensch fähig ist:

Kinderpornografie verbreitet
sich immer mehr im Internet. Die
JUNGE GRUPPE (GdP) hält dage-
gen. Sie sammelt über 10.000
Protestpostkarten und übergibt sie
im Juni 1999 der Innenminister-
konferenz.

Sommerzeit – Gipfelzeit. In Köln
gibt es einen Doppelgipfeleinsatz,
der am 29. Mai 1999 mit einer
Großdemonstration beginnt und
am 21. Juni 1999 mit der Abreise
von US-Präsident Bill Clinton en-
det. Dazwischen liegen der G-8-
Gipfel und der EU-Gipfel. Im Ein-
satz sind über 12.000 Polizistinnen
und Polizisten aus Bund und Län-
dern, die es in den Kölner Tagen
auf rund 650.000 Überstunden
bringen.

Ausgerechnet eine sozialdemo-
kratisch geführte Bundesregie-
rung kommt auf eine Idee, die in
der Konsequenz die Tarifautono-
mie aushebelt: Im Rahmen des
Sparprogramms beabsichtigt die
Bundesregierung, die Renten für
2000 und 2001 lediglich um die
Preissteigerungsrate anzuheben.
Der gleiche Satz soll für die Anhe-
bung von Besoldung und Versor-
gung gelten – und gleichsam als
Lohnleitlinie für die Tarifverhand-
lungen im öffentlichen Dienst für
das Frühjahr 2000 wirken.

Der Protest kommt postwen-
dend und öffentlich. Auf Initiative
der GdP kommt es zu einer ein-
drucksvollen Protestdemonstration
der DGB-Gewerkschaften des öf-
fentlichen Dienstes am Branden-
burger Tor in Berlin gegen das
„Besoldungsdiktat“. Erfolg: Der
Bundesrat kippt im Dezember
1999 das vom Deutschen Bundes-
tag verabschiedete Anpassungs-
gesetz.

Die Demonstration in Berlin hat
aber noch ein weiteres Thema: die
Ost-West-Angleichung. Die For-
derung wird Ende November 1999
in Berlin in einer spektakulären

Aktion unterstrichen. Mit einer
Riesen-Salami macht die GdP ihre
Forderung deutlich: „Hundert Pro-
zent jetzt – Schluss mit der Sala-
mitaktik!“

Krieg in Europa. Als im Frühjahr
1999 Luftstreitkräfte der NATO Ju-
goslawien angreifen, um weitere
Vertreibungen von Albanern aus
dem Kosovo zu verhindern, ahnt
noch niemand, dass dieses Ereig-
nis auch für die Polizei relevant
werden soll. Nach Beendigung der
Bombardements und dem Einzug
von Bodentruppen im Sommer

1999 wird
schnell deut-
lich, dass zivile
Pol izeikräfte
dringend benö-
tigt werden, um
im Kosovo wie-
der für ein
friedliches Zu-
sammenleben
zu sorgen, eine
zunächst fast
unmöglich er-
s c h e i n e n d e
Aufgabe.

Im Herbst
1999 treffen die
ersten Polizistin-
nen und Polizi-

sten des deutschen UNO-Kontin-
gents im Kosovo ein. Schnell wird
klar, dass die GdP sich vor Ort ein
Bild von den Einsatzbedingungen
machen muss. Der GdP-Vorsitzen-
de Norbert Spinrath besucht zusam-
men mit Kollegen der GdP-Presse-
stelle die Kolleginnen und Kollegen.
Das anschließend veröffentlichte
dp special „mission impossible?“
findet so große Zustimmung, dass
davon für die ausländischen Polizei-
kräfte im Kosovo noch eine engli-
sche Fassung erstellt wird.

Zu Hause in Deutschland gilt für

Die GdP kümmert sich um die Kolleginnen und Kollegen im Auslands-
einsatz, hier der GdP-Vorsitzende Norbert Spinrath mit Angehörigen
des multinationalen Polizeikontigents im Kosovo im Herbst 1999.

Die Farbe „grün“ herrscht vor. Auf Initiative der GdP
protestieren die DGB-Gewerkschaften des öffentlichen
Dienstes im Oktober 1999 am Brandenburger Tor
gegen das Besoldungsdiktat.
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die Gewerkschaftsarbeit „Busi-
ness as usual“, was bekanntlich
inzwischen bedeutet, die ärgsten
Zumutungen abzuwenden. So ge-
lingt es der GdP zum Jahresende
1999, vorgesehene Einschnitte in
das Beihilfe- und das Urlaubsrecht
wieder rückgängig zu machen.

Einer der größten Erfolge, was
das gewerkschaftliche Engage-
ment für eine sachgerechte Aus-
stattung der Polizei angeht, gelingt
Ende November 1999: Die Innen-
ministerkonferenz folgt endlich
dem Drängen der GdP zur Einfüh-
rung einer neuen Polizeimunition
und beschließt die entsprechende
neue Technische Richtlinie.

Im Sommer 1999 ziehen der Deut-
sche Bundestag und die Bundesre-
gierung nach Berlin um. Das Haupt-
stadtleben in Berlin beginnt.

Eine neue Währung wird eingeführt.
Ab 1. Januar 1999 gilt die neue EU-
Währung EURO, bis 2002 nur im bar-
geldlosen Verkehr, danach soll er die
nationalen Währungen ganz ablösen.

2000
Was ist zu diesem Jahreswech-

sel, der zugleich auch ein Jahrtau-
sendwechsel ist, nicht alles an Ka-
tastrophen vorausgesagt wor-
den. Vor allem die Computer! Ins-
besondere die Sicherheitsbehör-
den sind zu Sylvester und Neujahr
in Alarmbereitschaft, und was pas-
siert? Fast nichts, gepflegte Lan-
geweile allenthalben. Es ist ein
Jahreswechsel, der gehörig gefei-
ert wird, aber erstaunlich ruhig
und friedlich bleibt.

Leider hält die Friedlichkeit
nicht lange an. Schon in den er-
sten sechs Monaten des Jahres
werden fünf Polizisten und zwei
Polizistinnen ermordet. Es ist nicht
alleine die Häufung der Fälle, die
bestürzt macht, sondern vor allem
die Bedenkenlosigkeit der Ge-
waltanwendung. Ein Kollege wird
am 18. Januar 2000 bei einer Ra-
darkontrolle an der Autobahn er-

schossen, ein weiterer stirbt am 28.
Januar 2000 an Schussverlet-
zungen, als er zu einer Familien-
streitigkeit gerufen wird, und die
Polizistin wird am 27. Februar 2000
in ihrem Streifenwagen durch
Messerstiche getötet, als sie auf
dem Weg zu einer Streitschlich-
tung ist. Eine Polizeibeamtin und
zwei Polizeibeamte sterben durch
Schüsse am 14. Juni 2000, weil ein

psychisch Gestörter sich an der
Polizei rächen will. Wenige Tage
später, am 22. Juni 2000, wird ein
Polizeibeamter tödlich verletzt; der
Täter ist im Handgemenge an sei-
ne Dienstwaffe gelangt und hat
sofort geschossen.

Zusammen mit dem Kriminolo-
gischen Forschungsinstitut Nie-
dersachsen (KFN) ergreift die GdP
gegenüber der Innenminister-
konferenz die Initiative, um über
die systematische Analyse der
letzten ca. 500 Fälle lebensbedroh-
licher Angriffe auf Polizeibeamte
Erkenntnisse über Lagekonstel-
lationen bzw. Tätertypologien zu
gewinnen.

Das Thema „Bundeswehr und
Polizei“ ist wieder aktuell gewor-
den. Sparzwänge, aber auch die
völlig veränderte Bedrohungslage
nach dem Ende des Ost-West-
Konflikts haben aufgezeigt, dass
die Bundeswehr sich in ihrer Auf-
gabe, Größe und Funktion verän-
dern muss. Verteidigungsminister

Scharping hat im Mai 1999 eine
„Zukunftskommission Bundes-
wehr“ eingesetzt, in die auch der
ehemalige GdP-Vorsitzende Her-
mann Lutz berufen worden ist. Die
GdP engagiert sich besonders bei
der Diskussion um mögliche Auf-
gabenveränderungen der Bundes-
wehr. In einem Grundsatzpapier,
das im März 2000 in Berlin vorge-
stellt wird, bekräftigt die GdP das

Trennungs-
gebot des
Grundgeset-
zes zwischen
Polizei und
Bundeswehr
und unterbrei-
tet Vorschlä-
ge, im Falle
von Auslands-
einsätzen eine
sinnvolle Zu-
sammenarbeit
militärischer
und polizeili-
cher Kräfte si-
cherzustellen.

Im März
2000 wird das Kümmern der GdP
um Kolleginnen und Kollegen in
Auslandseinsätzen ergänzt durch
einen Besuch des stellvertreten-
den Bundesvorsitzenden Konrad
Freiberg in Bosnien-Herzegowina.

50 Jahre Gewerkschaftsarbeit
spiegeln sich unter anderem in der
Entwicklung der beruflichen Mög-
lichkeiten und des Einkommens
wieder.

1950 ist der als Beispiel ange-
führte Kollege (32 Jahre,
verheiratet, zwei Kinder, zehn
Jahre im Dienst) noch Polizei-
haupt-wachtmeister gewesen;
inzwischen ist er in den Ländern,
die in der Umsetzung der
zweigeteilten Laufbahn for tge-
schritten sind, Polizeiober-
kommissar. Sein Einkommen:
5315,52 DM. In den übrigen
Ländern ist er in der Regel noch
Polizeiobermeister mit einem
Einkommen von 4538,27 DM.
Der ebenfalls als Beispiel

Mit einer Riesen-Salami macht die GdP im November
1999 ihre Forderung zur Tarifrunde 2000 deutlich:
„Hundert Prozent jetzt, Schluss mit der Salami-Taktik!“
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angeführte Angestellte der Ver-
gütungsgruppe VII BAT erhält
3802,29 DM.

Die Tarifangleichung Ost wird
zum beherrschenden Thema der
Tarifrunde 2000. Auf dem Ver-
handlungswege bewegen sich die
öffentlichen Arbeitgeber bis An-
fang Mai 2000 zu diesem Thema
um keinen Zentimeter. Im an-
schließenden Schlichtungsverfah-
ren kommt es zwar zu einem An-
gebot, die Angleichung Ost bis zu
90 Prozent im Jahr 2002 fortzufüh-
ren, aber das ist den Mitgliedern
zu wenig. Die Große Tarifkommis-
sion lehnt das Angebot ab, Anfang
Juni 2000 ruft die GdP zur Urab-
stimmung. Rund 91 Prozent der
Abstimmungsberechtigten lehnen
ab, zusammen mit den übrigen
Gewerkschaften des öffentlichen
Dienstes kommt es doch noch zu
einer Verhandlung. Das Ergebnis
macht niemanden froh, insbeson-
dere wegen des sehr mageren
Fortschritts bei der Ost-Anglei-

chung und der immer noch fehlen-
den Perspektive für die vollstän-
dige Angleichung, doch muss –
zähneknirschend – eingesehen
werden, dass mehr auch mit einem

Streik nicht herauszuholen gewe-
sen wäre.

Die erste Weltausstellung auf
deutschem Boden, die „EXPO
2000“, öffnet in Hannover am

1. Juni 2000 die Tore, zugleich ein
fünfmonatiger Dauereinsatz von
mehr als 7.000 Polizistinnen und
Polizisten aus allen Ländern. Ganz
neu: Erstmals versehen rund 250

ausländische Polizeikräfte auf dem
EXPO-Gelände Dienst, und zwar
mit offiziellen Befugnissen. Dafür
ist extra das Niedersächsische
Polizeigesetz geändert worden.
Die GdP hat ein Betreuungspro-
gramm, u. a. einen „GdP-Treff“,
für alle im Rahmen der EXPO ein-
gesetzten Einsatzkräfte organi-
siert.

Am 14. September 2000 folgt die
GdP ganz der Lehre der Krimino-
logie: Sie kehrt zu ihrem 50. Ge-
burtstag an den Ort der Tat zurück.
Im Hamburger Rathaus wird das
Jubiläum gefeiert, Bundeskanzler
Gerhard Schröder hat zugesagt,
die Ansprache zu halten.

50 Jahre GdP - das sind fünf
Jahrzehnte gewerkschaftlicher
Arbeit, die den Menschen in
den Mittelpunkt stellt. Dies gilt
seit Gründung bis heute:

– Es sind die Beschäftigten
in der Polizei, die ihre Wün-
sche, Forderungen und auch
ihre Sorgen in das Auftrags-
buch der GdP schreiben, wobei
die Palette von Bewertung und
Bezahlung über die beruflichen

Eine unhaltbare Grenze, die Tarifgrenze, machen Kolleginnen und Kolle-
gen in Berlin bei der Tarifrunde 2000 deutlich.

Technisch auf der Höhe: das neue „Polizeiliche Unterstützungssystem“
(POLEUS) des BGS, das zur EXPO 2000 eingeführt wird.
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Das Jahr 2000 bringt für die Polizei Trauer und Leid. In den ersten sechs
Monaten werden zwei Polizistinnen und fünf Polizisten ermordet.

Internationale Polizeipräsenz bei der EXPO 2000, hier Kollegen aus
Frankreich, England und Schweden.

Perspektiven bis hin zu Fragen
der Arbeitsplatzgestaltung und
der technischen Ausstattung
reicht,

– es sind die Bürgerinnen
und Bürger, die letztlich in
jeglicher Betrachtung die
Kunden der Polizei und ihrer
Arbeit sind und deren Zufrie-
denheit über die Arbeitslei-
stung der Polizei insgesamt

ein beachtlicher Faktor dafür
ist, wieviel Geld die Regierun-
gen und Parlamente in Bund
und Ländern für die Polizei
bereit stellen.

Die gewerkschaftliche
Zielsetzung orientiert sich
deshalb nicht nur an den
durchaus legitimen Interessen
der eigenen Gruppe, sondern
ist ebenso auf das Gemeinwohl
gerichtet; so hat es auf dem
Bundeskongress der GdP im
Oktober 1968 in Berlin der
damalige GdP-Vorsitzende
Werner Kuhlmann formuliert.

So hat die GdP genau das
wahr gemacht, was die Zei-
tungsnotiz zur Gründung der

GdP am 14. September 1950
in Hamburg gemeldet hat: Sie
ist ein Zusammenschluss der

Landesorganisationen auf
Bundesebene. Heute zählt sie
16 Landesbezirke sowie die
Bezirke BKA und BGS. Sie
organisiert, und das von
Anbeginn an, Beamtinnen und
Beamte sowie die Tarif-
beschäftigten der Polizei.
Vor allem aber ist sie das, was
in der damaligen Zeitungsmel-
dung als Attribut nachzulesen
ist:
Sie ist als Sprecherin der
Polizeibeschäftigten selbst-
ständig.

Quellen:
– Hübner, Beginn und Aufstieg
– Die deutsche Polizei, ihre
   Geschichte, ihre Gewerkschaft,
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